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Die gymnasiale Oberstufe - Wandel einer Reform
Von der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" bb zur „Bonner Vereinbarung"
Als die Kultusminister ün Jahre 1972 die gegenwärtige Struktur der gymnasialen Ober¬
stufe durch die „Vereinbarung zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe in der
Sekundarstufe II" (sog. „Bonner Vereinbarung") festlegten, steUten sie ihrem Beschluß
statt der übüchen Präambel einen „emführenden Bericht" voran, der sowohl die Ziele und
Absichten der Reform, ihre Einbindung in die seinerzeitige aUgemeine Reformdiskussion
als auch ihre Einordnung in den geschichtüchen AblaufbüdungspoütischerEntwicklungen
seit der vorangegangenen Oberstufenreform durch die Kultusministerbeschlüsse der sog.
„Saarbrücker Rahmenvereinbarung" von 1960 und den dieser zugehörenden sog. „Stutt¬
garter Empfehlungen" zur didaktischen und methodischen Gestaltung der Oberstufe von
1961 erläutert. Danach soll die „Bonner Vereinbarung" von 1972 die mit der „Saar¬
brücker Rahmenvereinbarung" und den Stuttgarter Empfehlungen" 1960/1961 begon¬
nenen Entwicklungen - Verminderung der Zahl der Pflichtfächer, Konzentration der
Bildungsstoffe, ErmögUchung wissenschaftspropädeutischer Arbeitsweisen, Berücksich¬
tigung mdividueller Schwerpunktsetzungen, Enttypisierung der Oberstufe durch die Fest¬
legung eines für alle Schüler gemeinsamen Pflichtbereichs — fortsetzen und zugleich aktu¬
eUe Reformvorstellungen — die Annäherung an Studien- und berufsbezogene Büdungs¬
gänge, die Aufnahme neuer Fächer, die Entwicklung und Erprobung neuer Curricula —
berücksichtigen (Beschluß der KMK [Bs.] vom 7. 7. 1972,1, 1 und 2). Das heißt, die
Kultusminister versuchten, ihre Reform unter Aufnahme aktueUer Positionen in eme
geschichthche Kontinuität einzubinden.
Möglich wird diese Einbindung dadurch, daß vorwiegend auf Langzeitprobleme der gym¬
nasialen Oberstufe und deren strukturelle Lösungsmaßnahmen rekurriert und Bestand¬
teile der KMK-Beschlüsse auf Reformvorschläge von Beratungsgremien (u. a. Schulaus¬
schuß der Westdeutschen Rektorenkonferenz [WRK] Deutscher Ausschuss
für das Erziehungs- und Bildungswesen, Deutscher Bildungsrat) und die
Schulversuche einzelner Bundesländer zurückgeführt werden (Bs. 1972,1,1 und 2; ähn¬
üch auch Holzapfel 1976; Kästner 1978; Aurin 1978, S. 161 f.). Damit entsteht der
Eindruck, als seien die „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" und die ihr zugehörenden
„Stuttgarter Empfehlungen" ohne Schwierigkeiten in das Kontinuum einer geschicht¬
lichen Entwicklungsreihe dergestalt einzuordnen, daß hinsichtlich der Klärung von Sach¬
fragen und der Praxisverbesserung der Endpunkt einen Fortschritt gegenüber dem An¬
fangspunkt darsteUt. Aus dieser Sicht wird die „Bonner Vereinbarung" als das Ergebnis
eines mehr als zehnjährigen Vorbereitungsprozesses der Kultusminister angesehen
(Aurin 1978, S. 162).
Diese Sicht jedoch verkürzt die Reformgeschichte der gymnasialen Oberstufe um den
Sachverhalt, daß Probleme und ihre Lösungsmögüchkeiten stets in konkrete geschicht-
Uche Situationen eingebunden sind, sich innerhalb des Bezugsrahmens dieser Situationen
anders steUen können und damit zu neuen Problemen werden. Daßsich die Kultusmimster
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- nachweistich - mehr als zehn Jahre mit den Problemen der gymnasialen Oberstufe be¬
schäftigten, ist nicht ohne weiteres einem zehnjährigen Vorbereitungsprozeß gleichzu¬
setzen, da dieser eine AhnUchkeit geschichtUcher Situationen zur Voraussetzung hätte.
Blendet man die Zusammenhänge zwischen Problemen und geschichtlichen Situationen,
in denen sie diskutiert werden, aus, besteht die Gefahr einer unzureichenden Erfassung
der eigenen Gegenwart, ihrer Schwierigkeiten und situationsbedingten Problemlagen,
sei es, daß die dem Fortschrittsgedanken durch geschichtüch sich wandelnde Situationen
gesetzten Grenzen nicht wahrgenommen werden, sei es, daß die Wandlungen der ideen¬
geschichtUchen Grundlagen, von denen Problemsichten und -lösungsmöglichkeiten ab¬
hängen, nicht mehr voU bewußt werden.
Bezogen auf den langjährigen Reformprozeß der gymnasialen Oberstufe bedeutet das:
Werden - was im folgenden geschehen soll — die Reformkonzepte der „Saarbrücker Rah¬
menvereinbarung" und der „Bonner Vereinbarung" zurückbezogen auf die Grundlagen
ihrer leitenden Ideen und Wertprioritäten, dann verschiebt sich das BUd einer kontinuier-
lichen Entwicklung zu einem von gravierenden Einbrüchen gekennzeichneten Zeitablauf.
Aus ihm wenigstens einen TeU der Schwierigkeiten und neuen Probleme, vor die die
„Bonner Vereinbarung" die Gymnasien steUte, geschichtlich zu erklären, ist die Absicht
dieser DarsteUung, die sich jedoch hier ledighch auf ein für die Oberstufenreform zentrales
Problem beschränken kann: die Frage der Inhalte und des Fächerkanom; die Darstellung
der geschichtüchen Abläufe verfolgt nur dieses begrenzte und eingeschränkte Ziel. Eine
präzise Klärung der Frage, wo ein „Fortschritt" in der Problemsicht oder den Lösungen
von Problemen vorüegt und wo nicht, erforderte detailüertere Analysen, als sie hier mög¬
hch sind.
Um den Gegenstand, die gegenwärtige Struktur der gymnasialen Oberstufe, herzusteUen, gibt der 1.
Teil der DarsteUung eine Analyse der „Bonner Vereinbarung", d. h. der Probleme, die sie zu lösen
beabsichtigte, und der dafür eingesetzten Maßnahmen. Dem geschichthchen Selbstverständnis der
Kultusminister folgend, wüd im 2. TeU aufden Anfang der Entwicklung - die „Saarbrücker Rahmen¬
vereinbarung" - eingegangen. Um ihre ideengeschichtUchen Voraussetzungen aufzudecken, ist der
Einbezug ihrer Vorgeschichte in den „Tübinger Beschlüssen" und den „Tutzinger Gesprächen"
erforderUch. Der 3. TeU steUt in knappen Umrissen die Wandlungen von Bildungspolitik und Erzie¬
hungswissenschaft zwischen den beiden Reformen dar und versucht, aus ihnen die neuen Leitideen
der „Bonner Vereinbarung" zu ermitteln. Der 4. abschUeßende TeU geht nochmals auf die „Bonner
Vereinbarung" ein, um ihre gegenüber der „Saarbrücker Vereinbarung" veränderte geschichtliche
Problemsituation kurz zu erläutern und einzelne, durch sie den Gymnasien zugemutete Schwierig¬
keiten zu erklären.
1. Die „Bonner Vereinbarung" von 1972
1.1. Aufgaben und Ziele der Reform
Durch die Reform der gymnasialen Oberstufe soUten folgende Hauptprobleme gelöst
werden: die Vermittlung einer allgemeinen Hochschuüeife; die Neuordnung der Inhalte
und des Fächerkanons (Reform des Curriculums); das Verhältnis von gemeinsamer
Grundbüdung und individueUen Interessen (individueUer Schwerpunktsetzung); die Be¬
wältigung der Stoffülle (didaktische Konzentration der Inhalte); das Verhältnis von gym¬
nasialer AUgemeinbUdung und BerufsbUdung (Bs. 1972,1,1 und 2). Diese Probleme bil-
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den aufgrund des geschichtlich entwickelten und gegenwärtig erreichten Diskussions¬
stands und Problembewußtseins dergestalt emen Zusammenhang, daß jedes Problem
Rückwirkungen auf die übrigen hat. Das heißt zum Beispiel: Wenn das Gymnasium die
aUgemeine Hochschulreife vermitteln soU, dann sind Bestimmungen über inhalthche und
formale Ziele, die erreicht werden müssen, sofem Studierfähigkeit im faktischen Sinn ge¬
geben sein soU, erforderUch. Diese Bestimmungen haben Rückwirkungen auf den Fächer¬
kanon, seine Inhalte und seine Struktur. Da aber der Fächerkanon nicht nur in einem ob¬
jektiven Bezug zu den Bestunmungen der Hochschuüeife steht, sondern zugleich auch in
emem subjektiven zu den einzelnen Individuen, ihren je verschiedenen Neigungen und
Interessen, entsteht das Problem, wie die für eine aUgemeine Hochschuüeife notwendige,
allen Schülern gemeinsame Grundbildung in ein Verhältnis zu den individueUen Inter¬
essen zu setzen sei, d. h. das Problem von gemeinsamer Grundbüdung und individueUen
Schwerpunktsetzungen. Sowohl die objektiven als auch die subjektiven Funktionen des
Fächerkanons bringen das Folgeproblem hervor, Gesichtspunkte und Maßnahmen für
eine Reduzierung der StoffüUe zu entwickeln, ein Problem, mit dem sich das neuzeithche
Gymnasium wohl seit JohannesSchulze auseinanderzusetzen hatte. Da die Hochschul-
propädeutik als spezieUe Funktion des Gymnasiums emer Einordnung in das gesamte Bü-
dungssystem bedarf, ergibt sich als weiteres Folgeproblem die Bestimmung des Verhält¬
nisses zwischen gymnasialer AUgemeinbUdung und Berufsbüdung, auch dies etil tradi¬
tionelles Problem, dessen Beginn für das neuzeitüche Gymnasium mit der Spätaufklärung
anzusetzen ist. Aufgrund dieser durch geschichtliche Entwicklungen des Problembewußt¬
seins entstandenen Problemzusammenhänge hatten die Kultusminister 1972 kein Einzel¬
problem, sondern einen umfassenden Problemkomplex zu lösen, wofür sie struktureUe
Veränderungen der gymnasialen Oberstufe als Mittel einsetzten.
1.2. Maßnahmen der Reform
Um die durch die „Bonner Vereinbarung" erfolgten Veränderungen zu erfassen, soll sie
unter zwei Gesichtspunkten historisch eingeordnet werden: (1) unter dem des Reform¬
ansatzes und (2) dem der Veränderung der bisherigen Struktur der gymnasialen Ober¬
stufe. Unter beiden Gesichtspunkten bricht sie mit der bisherigen Tradition, was zugleich
auch bedeuten kann, daß sie sich von historischen Erfahrungen distanziert.
Unter dem Gesichtspunkt des Reformamatzes bricht sie mit der bisher geübten Praxis. Die
bisherigen Reformen nahmen ihren Ausgang von Zielen, Funktionen und Inhalten des
Büdungswesens und paßten ihnen die jeweils neuen Schulstrukturen an. Das trifft sowohl
für die sich über Jahrzehnte hinziehende neuhumanistische Reform als auch für deren
Abwandlungen durch Johannes Schulze als auch für die sich ün Lauf des 19. Jahr¬
hunderts herausdifferenzierenden und nach wechselvoUen Kämpfen 1900 anerkannten
neuen Typen des Realgymnasiums und der Oberrealschule als auch für die Richert-
Reform der preußischen Höheren Schulen 1924/25 als auch für die „Saarbrücker Rah¬
menvereinbarung" von 1960 zu. Das Problem dieser Reformen bestand gerade darin, eme
BUdungsidee zunächst in Zielen und Inhalten auszudrücken, um sie dann in organisatori¬
sche Strukturen umzusetzen. Im Unterschied dazu haben die Kultusminister 1972 eine
Reform der gymnasialen Oberstufe durch eine Reform ihrer organisatorischen Strukturen
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unternommen. Diese soUten die Voraussetzungen für eine Reform der Inhalte schaffen
(Bs. 1972,1,2.3), für die ledigüch die abstrakten Ziele — systematisierende und problema-
tisierende Vermittlung grundlegender wissenschaftücher Verfahrens- und Erkenntnis¬
weisen; Vorbereitung auf staatsbürgertiches Handeln und Befähigung zu aUgemeiner
Kommunikation (ebd., 1,2.3); Orientierung sowohl an den Anforderungen einer sich ver¬
ändernden GeseUschaft als auch an den Bedürfnissen der Heranwachsenden (ebd., 1,3) —
vorgegeben wurden. Durch ihre Umkehrung der bisherigen Reformansätze brachte die
„Bonner Vereinbarung" den Gymnasien eme Schwierigkeitsanhäufung von bislang wohl
kaum vorgekommenem Ausmaß, da zwei „Unbekannte" — die neue Orgamsation und die
neu zu ersteUenden Inhalte — zu bewältigen waren.
Der zweite Brach mit der Tradition besteht in der strukturellen Veränderung der gymna¬
sialen Oberstufe. Holzapfel bezeichnet sie als die „tiefstgreifende seit der Zeit des Neu¬
humanismus" (1976, S. 27), Kästner zählt sie zu den „folgenreichsten Beschlüssen der
Kultusministerkonferenz" (1978, S. 496). Mit dem Beschluß von 1972 wurden für die
gymnasiale Oberstufe aufgehoben: die Differenzierung nach Schultypen; der Klassenver¬
band (Zusammenfassung eines Schülerjahrgangs zu einer struktureUen Einheit innerhalb
der Schule); das Jahrgangssystem (Orientierung der Ziele und Inhalte der Fächer und des
Vorrückungsmechanismus der Schüler auf eine höhere Stufe ihres Bildungswegs am Jah¬
resduktus); der einheitüche und zugleich nach Typen differenzierte Lehrplan (Differen¬
zierung des Lehrplans in einen für aUe Gymnasien verbindüchen Kern und typenspezi¬
fische Schwerpunkte); die Kontinuität des Unterrichtsfachs (Aufeinanderfolge der Ziele
und Inhalte eines Schulfachs und ihre Zusammenfassung zu einer Einheit); der Kanon
zugelassener Schulfächer (Konvention über die in der Schule zu vermittelnden Inhalte und
ihre Zusammenfassung zur Einheit eines Schulfachs). Diese Aufhebungen werden durch
die Verbindung von drei Änderungsmaßnahmen zu emem Gesamtkomplex bewirkt: der
Veränderung der Verteilungs- und Differenzierungsgesichtspunkte für Ziele und Inhalte
der gymnasialen Oberstufe, der Freigabe des Fächerkanons und der Auflösung der bis¬
herigen Schulfächer.
Um die Bedeutung der einzelnen Maßnahmen für die Veränderung der gymnasialen Ober¬
stufe darzusteUen, soll zunächst bei der ersten Neuerung — der Veränderung der Vertei¬
lungs- und der Differenzierungsgesichtspunkte für Ziele und Inhalte — angesetzt und ihre
verändernden Wirkungen aufgezeigt werden; anschUeßend daran werden damit die bei¬
den übrigen Neuerungen - die Freigabe des Fächerkanons und die Auflösung der bisheri¬
gen Schulfächer
— in Beziehung gesetzt, so daß die Eingriffe in die bisherige Straktur der
gymnasialen Oberstufe schrittweise in ihren verändernden Wirkungen gewichtet werden
können.
1.2.1. Die Veränderung der Verteilungs- und Differenzierungsgesichtspunktefür Ziele und Inhalte:
Sie besteht in zwei Teilmaßnahmen. Erstens wird die Gesamtheit der bisherigen Fächer der gymna¬
sialen Oberstufe (d. h. alle Fächer aller Gymnasialtypen) in einen Pflicht- und einen Wahlbereich ge¬
trennt (Bs. 1972,11,3-11,5), wobei der Schüler zwei Drittel seiner Wochenstunden (= 20) im Pflicht-
und ein Drittel (= 10) im Wahlbereich zu absolvieren hat (ebd., II, 3.2 und 7.5-7.8). Zweitens findet
innerhalb dieser Trennung eine Unterscheidung nach Grund- und Leistungskursen statt, d. h. sowohl
im Pflicht- als auch im Wahlbereich können Grund- und Leistungskurse belegt werden (ebd., 11,3,11,6
11,7), jedoch besteht die Auflage, daß der Schüler mindestens zwei Leistungsfächer zu wählen hat.
„Davon ist eines entweder eine Fremdsprache oder Mathematik oder eine Naturwissenschaft" (ebd.,
11,7.7). -Siehtman aUein auf diese doppelte Differenzierung (in Pflicht- und Wahlbereichund Grund-
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und Leistungskurse) und interpretiert sie auf dem Hintergrund der vorangegangenen Strukturen,
dann wären die Neuerungen zunächst keineswegs so gravierend. Sie bestünden darin, daß eine Typi¬
sierung nicht mehr organisatorisch vorgegeben, sondern in der Oberstufe frei wählbar ist, d. h. von der
Orgamsation auf die individueUe Entscheidung des Schülers verlagert wüd. Die Freigabe des zweiten
Leistungsschwerpunkts hat sowohl ein Aufbrechen der bisherigen organisatorischen Fixierung auf
bestimmte Typen zur Folge, da der Schüler bisher nicht vorgesehene Schwerpunkte seines Bildungs¬
gangs setzen kann (z. B. Mathematik und Latein), als auch die Aufhebung der Unterscheidung zwi¬
schen Haupt- und Nebenfächern. Durch die Differenzierung in Grund- und Leistungskurse wüd der
quaUtative Aspekt der gewählten Schwerpunkte - die höhere Leistung - im Unterschied zu dem
quantitativen erhöhter Stundenzahlen bei den bisherigen Gymnasialtypen betont.
1.2.2. Die Freigabe des Fächerkanons: Der Kanon zugelassener Fächer kann je nach Maßgabe der
Länder erweitert werden. „Besonders im Wahlbereich können mit Genehmigung der zuständigen
Unterrichtsverwaltungen neue Fächer in das Fächerangebot aufgenommen werden: Pädagogik,
Psychologie, Soziologie, Rechtskunde, Geologie, Astronomie, Technologie, Statistik, Datenver¬
arbeitung und andere" (ebd., n, 6.2). „Der Wahlbereich bietet auch Raum für Anwendung (z. B.
Kunst oder Musikausübung; Anwendung der Mathematik in der Datenverarbeitung) und für berufe¬
bezogene Kurse. Im Grundsatz können aUen Wisenschaften Unterrichtsgegenstände entnommen
werden" (ebd., 11,5). Mit dieser Neuerung werden sowohl die bisherige Konvention über zugelassene
Schulfächer als auch die Konvention über das Schulfach als eine inhaltliche und struktureUe Einheit
des schuUschen Bildungswegs aufgegeben.
Die oben genannte doppelte Differenzierung der Fächer erscheint nun - in Verbindung mit der Frei¬
gabe des Fächerkanons - nicht mehr als relativ geringfügige Änderung. Denn dadurch wird zum einen
die innerhalb der verschiedenen Typen vorhanden gewesene struktureUe Ähnlichkeit aufgegeben mit
der mögUchen Folge, daß sich jede einzelne Oberstufe zu einem Individuum entwickelt. Zum anderen
werden die Voraussetzungen für eine Aufhebungdes aUgemeinbildenden Charakters des Gymnasiums
gelegt und seine Verbindung mit berufsbezogenen Bildungsgängen angestrebt. Diese Entwicklung
lag in der Absicht der Kultusminister. „Mit der Erweiterung des Wahlbereichs, in den neben den bis¬
herigen auch neue Fächer hineingenommen werden, tritt die Schule entschiedener in ein dynamisches
Verhältnis zur geseUschaftUchen Wüküchkeit. Eine so gestaltete Oberstufe ist einerseits ein Weg zur
Hochschule, indem sie die Studierfähigkeit vermittelt, andererseits ein Weg in die berufliche Aus-
bildung oder Tätigkeit... Die Neugestaltung schafft jedoch die organisatorischen Voraussetzungen,
um den bisherigen cumcularen Bereich des Gymnasiums zu erweitem und die Kooperation von aU¬
gemeinen und berufsbezogenen Bildungsgängen zu erproben. Das ModeU ist offen für die Aufnahme
berufsbezogener Fachrichtungen" (ebd., II, 1).
1.2.3. Die Auflösung der bisherigen Schulfächer: Das voUe Ausmaß der Veränderungen wird aber
erst sichtbar, wenn diese dritte Neuerung hinzugenommen wird. Defacto werden die bisherigen Schul-
facher aufgelöst, wenngleich ihr Begriff noch bestehen bleibt. Die Auflösung geschieht in zwei Rich¬
tungen: Zum einen werden mehrere Fächer zu der nächst höheren Einheit des Aufgabenfeldes zu¬
sammengefaßt. „Aufgabenfelder" definiert die KMK in ihren späteren „Empfehlungen zur Arbeit in
der gymnasialen Oberstufe" (Bs. vom 2.12.1977) als „Güederungseinheiten, durch die das Fächer¬
angebot strukturiert wird" (Bs. 1977, 2.3.1). Es werden drei Aufgabenfelder unterschieden: das
sprachlich-literarisch-künstlerische, das geseUschaftswissenschaftüche und das mathematisch-natur-
wissenschaftlich-technischeAufgabenfeld, hinzukommen Religionslehre und Sport (Bs. 1972, II, 4.1).
Zum anderen werden die einzelnen Fächer zugleich in ihre Untereinheiten der Kurse bzw. Lehrgänge
elementarisiert. Das heißt ein Kurs - seine Dauer beträgt ein halbes Jahr - ist ein selbständiges Ele¬
ment innerhalb eines Fachs, wobei das Fach wiederum der größeren Einheit der Aufgabenfelder
zugeordnet ist (ebd., II, 3.3. und 6).
Zu den entscheidenden Einheiten für die Struktur der gymnasialen Oberstufe werden das Aufgaben¬
feld und der Kurs. Zum Pflichtbereich des Schülers gehören die drei Aufgabenfelder, die wiederum
einzelne Fächer umfassen. Angeboten werden im Pflichtbereich Kurse, Elemente von Fächern. Nach
den Regelungen der KMK hat der Schüler in den Jahrgangsstufen 12 und 13 in vier Schulhalbjahren
zu belegen: (a) 22 Wochenstunden im sprachUch-Uterarisch-künstlerischen Aufgabenfeld (ebd., II,
7.5.1); diese Wochenstunden sind zu verteüen auf zwei Halbjahreskurse (Grund- oder Leistungs-
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kurse) in der Muttersprache, zwei in der gewählten Fremdsprache, zwei Uterarische bzw. künstlerische
(ebd., II, 7.5.2), (b) 16 Wochenstunden im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld (ebd., II,
7.5.1), (c) 22 Wochenstunden im mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen Aufgabenfeld
(ebd., II, 7.5.1), und zwar zwei Halbjahreskurse in Mathematik und zwei in den Naturwissenschaften
(ebd., II, 7.5.2), (d) hinzu kommen ReUgionslehre und Sport. - Da die Grundkurse in Deutsch,
Mathematik und den Fremdsprachen mindestens dreistündig, die übrigen Grundkurse zwei- bis drei¬
stündig sein sollen, ergeben sie die dem Schülervorgeschriebenen zwanzig Wochenstunden im Pflicht¬
bereich. Für den Wahlbereich vorgeschrieben sind mindestens zwei Leistungsfächer mit Kursen von
fünf bis sechs Wochenstunden (ebd., II, 3.3), wobei eines der Leistungsfächer entweder Mathematik
oder eine Naturwissenschaft oder eine Fremdsprache sein muß (ebd., II, 7.7).
Da die Kultusminister die bisherigen Schulfächer in Aufgabenfelder und Kurse auflösen,
zugleich aber den Begriff „Fach" weiter verwenden, ergibt sich die Frage, wo die Struktu-
rierangsprinzipien des Lehrangebots Uegen sollen. Einerseits wüd ün Pflichtbereich von
Aufgabenfeldern gesprochen, in denen der Schüler Kurse zu belegen habe. Die beiden
Strakturierungsprinzipien des Lehrangebots wären danach Aufgabenfeld und Kurs.
Andererseits ist zugleich von Fächern die Rede, denen die Kurse zugeordnet bleiben (ebd.,
II, 6.7.2 und 7.6). Außerdem werden Fächer angegeben, die sich für die Zuordnung von
Grund- und Leistungskursen sowohl im Pflicht- als auch im Wahlbereich anbieten (ebd.,
II, 6.1). Danach wäre Strukturierungsprinzip des Lehrangebots das Fach. Zugleich aber -
ein neuer Gesichtspunkt - wird für den Wahlbereich eine Erweiterung des Lehrangebots
durch wissenschaftüche Disziplinen und ihre Anwendungsbereiche gestattet und auch in
diesem Zusammenhang von „Fächern" gesprochen (ebd., II, 6.2). Danach wären die
Unterscheidungen zwischen Schulfach und Wissenschaften (oder TeUen von ihnen) auf¬
gehoben, und „Fach" wäre aUes -jeder Inhalt -, was in der Schule unterrichtet wird. Hmzu
kommt noch eine weitere Variante: Das Lehrangebot kann auch „übergreifende Fächer
oder Gebiete" (ebd., II, 6.2) und „fach- und aufgabenfelderübergreifende Inhalte, die in
der Regel Fächern zugeordnet bleiben" (Bs. 1977,2.3.3) enthalten. Danach wären sowohl
die Fächer als auch die Aufgabenfelder Strukturierungsprinzipien des Lehrangebots,
sofem man davon ausgeht, daß Übergreifungen vorherige Strukturierungsprinzipien vor¬
aussetzen.
Die Frage nach den Strukturierungsprinzipien des Lehrangebots wüd in dem KMK-Beschluß nicht
gelöst. Die Gründe dafür Uegen zum TeU in den geschichtlichen Entwicklungen, die zur „Bonner
Vereinbarung" führten. Abgesehen davon, daß die Kultusminister hier das seit der Kultur- und Bil¬
dungskritik des ausgehenden 19. Jahrhunderts immer wieder diskutierte Problem um einen gegen¬
wartsbezogenen Lehrplan neu aufgreifen, nehmen sie in ihren Beschluß Bestandteile von Reform¬
konzepten auf, die verschiedenen geschichtlichen Entwicklungen angehören: Das Konzept des Schul¬
ausschusses der WRK „Kriterien der Hochschulreife", auf das die Strukturierung nach Aufgaben¬
feldern zurückgeht, das Konzept des Deutschen Bildungsrats, auf das die Elementarisierung der
Fächer in Kurse zurückgeht, und schließlich die mit der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" begon¬
nenen Entwicklungen der Konzentration der Inhalte und des fächerübergreifenden Unterrichts.
Während - wie später zu zeigen sein wird - die „Kriterien der Hochschulreife" der WRK noch in
einem geschichtlichen Zusammenhang zur „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" und ihrer Vorge¬
schichte der „Tutzinger Gespräche" und dem dort formuUerten „Tutzinger Maturitätskatalog"
stehen, steUt das Konzept des Bildungsrats einen sich bewußt von der Tradition distanzierenden
Neuansatz dar.
Die zweifache Auflösung des bisherigen Unterrichtsfachs ist ein Zentralproblem der Re¬
form von 1972, da von ihr entscheidende Rückwirkungen aufdie übrigen Neuerungen aus¬
gehen und deren Wirkungen verstärken. Während die doppelte Fächerdifferenzierung in
Pflicht- und Wahlbereich, Grund- und Leistungskurse noch als Veränderung der äußeren
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Schulstruktur angesehen werden können, betrifft die Fächerauflösung in Verbindung mit
der Freigabe des Fächerkanons den gesamten mhaltüchen Bereich der gymnasialen Ober¬
stufe. Das wohl entscheidende Problem Uegt in dem Begriff „Kurs" als Element etiles
Fachs, wobei das Element unter das jeweüige Aufgabenfeld zu subsumieren ist. Da der
Begriff „Kurs" weder inhaltüch noch in seinem Umfang definiert wurde und durch eme
KMK-Vereinbarung vermutüch auch nicht definierbar ist, bheb es den Länderministerien
überlassen, durch ihre Curricula Umfang und Inhalte der Kurse und damit zugleich auch
die Inhalte der gymnasialen Oberstufe, ihre Kontinuität und Integration zu emem Ganzen
und ihre didaktische Repräsentanz für die Aufgabenfelder zu bestimmen.
Obgleich die Absicht der KMK, durch die „Bonner Vereinbarung" die organisatorischen
Voraussetzungen für eine im Zentrum der Reform der gymnasialen Oberstufe stehen
soüende curriculare Reform zu schaffen (Bs. 1972,1, 2.3 und II, 1), anerkannt werden
muß, bleibt dennoch zu fragen, ob nicht durch die dafür vorgesehenen Maßnahmen die
nächste Reform bereits vorprogrammiert wurde. Sofem nämüch die Länderministerien
in ihren Curricula erhebüch voneinander abweichen - ein Vergleich einzelner Länder-
curricula für den gesellschaftswissenschafthchen Aufgabenbereich schüeßt diese Ver¬
mutung nicht aus —, wüd das Problem der inhaltüchen Disparatheit gymnasialer BUdung
entstehen, mit der möglichen Konsequenz, daß bei der nachwachsenden Generation eme
gemeinsame inhaltliche Wissensbasis nicht mehr vorhanden ist. Daß diese Konsequenz
erneute Vereinheitlichungsbestrebungen hervorrufen wird, ist etil zu erwartender Ablauf.
Sein bedenkliches Implikat läge - zumindest für einen Historiker, dem geschichtliche Er¬
fahrungen nicht gleichgültig sind - in der Forderung nach noch mehr Bundeskompetenz
und damit nach noch mehr staatüchem Zentralismus.
Nach dieser DarsteUung der Reformmaßnahmen von 1972 - wobei die Abiturregelungen
nicht berücksichtigt wurden - smd abschließend die Maßnahmen auf die oben erwähnten
Aufgaben und Ziele der Reform zu beziehen, da sie die Mittel zur Lösung jener Probleme
sein soUten. Das bedeutet:
(a) Bezogen auf die Probleme der allgemeinen Hochschulreife bzw. der Wbsemchaftspro-
pädeutik und aufdm Verhältnis von gemeinsamer Grundbildung und individueUen Inter¬
essen: Der Pflichtbereich und die Grundkurse soUen die für eme aUgemeine Hochschul¬
reife erforderüche gemeinsame Wissens- und Könnensgrundlage garantieren. Der Wahl¬
bereich und die Leistungskurse sollen üidividueUe Schwerpunktsetzungen ermöglichen,
wobei jedoch zur Verhinderung einer zu starken Einseitigkeit die Wahl des ersten Lei¬
stungsfachs eingeschränkt ist. Die Leistungskurse soUen den Schüler anhand von Teilge¬
bieten in die Fachsprache, spezieUe Methoden und Probleme der entsprechenden Wissen¬
schaften und in Techniken wissenschafthchen Arbeitens einführen und ihm zugleich etil
individueUes Leistungsprofil ermögtichen, das ihn jedoch nicht in seiner späteren Studien¬
wahl festlegt, da das Gymnasium eine aUgemeine und kerne fachgebundene Hochschul¬
reife vermittelt.
(b) Bezogen aufdie Probleme der Neuordnung des Fächerkanom und der Bewältigung der
Stoffülle: Durch die Zusammenfassung der Fächer zu Aufgabenfeldern und ihre Elemen¬
tarisierung in Kurse soU etil organisatorischer Rahmen für die Entwicklung neuer Inhalte
und Arbeitsformen vorgegeben werden. Die Aufgabenfelder als die den Fächern überge¬
ordnetenEinheiten soUen dazu Voraussetzungen für die Aufnahme neuer Fächer schaffen,
168 Ingrid Schindler
da diese ihnen zugeordnet werden können (Bs. 1977, 2.3.3). Die Elementarisierung in
Kurse wird zum wichtigen Mittel zur Bewältigung der StoffüUe. Die Kurse soUen grund¬
legende Einsichten in fachspezifische Denkweisen und Methoden durch geeignete The¬
menwahl und Unterrichtsformen exemplarisch für jedes Aufgabenfeld vermitteln (Bs.
1972, II, 4.1) und in ihrer wissenschaftspropädeutischen Funktion als Leistungskurse
Transfereffekte besitzen (ebd., II, 3.3 und Bs. 1977,2.2.1).
(c) Bezogen auf dm Problem des Verhältnbses von gymnmialer Allgemeinbildung und
Berufsbildung: Die Aufhebung der bisherigen Konvention über gymnasiale Schulfächer
und die Möghchkeit, berufsbezogene Gebiete in den Kanon aufzunehmen, soUen in Ver¬
bindung mit der doppelten Fächerdifferenzierang und der Aufhebung der Fächer in Auf¬
gabenfelder und Kurse die Voraussetzungen anbieten, neue Wege zur Lösung des Pro¬
blems „gymnasiale/berufsbezogene Bildung" zu entwickeln und praktisch zu erproben.
Im Text der „Bonner Vereinbarung" mag der Bezug von Zielen und Aufgaben zu den für
ihre Lösung eingesetzten Mitteln der Reformmaßnahmen durchaus einsichtig erscheinen
und, nimmt man das geschichthche Selbstverständnis der Kultusminister und ihrer Inter¬
preten Aurin, Holzapfel, Kästner hinzu, als Fortführung der mit der „Saarbrücker
Rahmenvereinbarung" begonnenen Entwicklungen angesehen werden. Daß die An¬
nahme einer, wenn auch aktueUe Reformtendenzen aufnehmenden, so dennoch kontinu¬
ierlichen Weiterentwicklung fragwürdig ist, zeigte bereits die Umkehrung des Reform¬
ansatzes der „Bonner Vereinbarung" ün Vergleich zu den bisherigen Reformen und die
nicht aus dem Vereinbarungstext zu beantwortende Frage nach den Strukturierungsprin¬
zipien der Inhalte. Die Gründe dafür können — teüweise — in den Entwicklungen zwischen
„Saarbrücker Rahmenvereinbarung" und „Bonner Vereinbarung" gefunden werden.
Die nachfolgende DarsteUung setzt bei der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" und den
„Stuttgarter Empfehlungen", dem Ausgang der Entwicklung, an und versucht, sie auf ihre
ideengeschichtlichen Grundlagen zurückzubeziehen, wobei jedoch hier nicht mehr als eine
überbtickhafte Skizze gezeichnet werden kann. Da die ideengeschichtlichen Grundlagen
der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" in ihrer Vorgeschichte aufzusuchen sind, werden
damit zugleich Entwicklungen der Nachkriegszeit gestreift.
2. Die „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" und ihre Vorgeschichte
Die „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" befaßte sich zum Teil mit ähnhchen Problemen
wie die „Bonner Vereinbarung": der allgemeinen Hochschulreife und Wissenschaftspro¬
pädeutik, der Neuordnung des Fächerkanons, der Bewältigung der Stoffülle, dem Ver¬
hältnis von gemeinsamer Grandbildung und individuellen Interessen. Das Problem „gym¬
nasiale AUgemeinbUdung - berufsbezogene Bildung" hingegen war für die „Saarbrücker
Rahmenvereinbarung" ein nicht weiter thematisiertes Randproblem. Dadurch ergibt sich
hier eine Problemverlagerung auf die spezieUen Funktionen des Gymnasiums - Hoch¬
schuüeife und Wissenschaftspropädeutik — und ihre Voraussetzungen in der Reduzie¬
rung des Vielfächerkanons und der StoffüUe, deren Klärung in der Vorgeschichte zur
„Saarbrücker Rahmenvereinbarung" erfolgte.
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2.1. Die „Tübinger Beschlüsse"
Die Erweiterung des Fächerkanons, die Ausuferung der Schulfächer, das Aneignen bloßer
Stoffmassen— Dauerprobleme der höheren Schule—wurden in der frühen Nachkriegszeit
von zwei in engem Zusammenhang stehenden Aspekten aus kritisiert: vom büdungstheo-
retischen und vom wissenschaftspropädeutischen. Bildungstheoretisch betrachtet, ver¬
hindern StoffüUe, Pensendruck, Aneignen zusammenhanglosen Wissens, daß das Wissen
für den Educanden — seme individueUe geistige und sittüche Entwicklung — eine Bedeu¬
tung erlangt, ihm Horizonte des Welt- und Selbstverstehens eröffnet, Moghchkeiten der
Sinndeutungen vorgibt und ihm Motive für ein verantwortUches Handeln erschüeßt.
Ebenso hindert es den Educanden daran, die individueUen Schwerpunkte seiner Interessen
zu finden, um sich in ihnen verwirküchenzu können. -Unter wbsemchaftspropädeutbchem
Aspekt erzeugen Stoffülle und gedächtnismäßiges Lernen eine rezeptive Haltung. Damit
werden selbständiges Denken, Gewinnen von Einsichten ebenso verhindert wie das Lernen
der Techniken geistiger Arbeit. Und die Beziehungslosigkeit des rein gedächtnismäßig
Gelernten verhindert das Gewinnen grundlegenderEinsichten in die Zusammenhänge ein¬
zelner Wissensgebiete— eine notwendige Voraussetzung für das spätere Fachstudium, das
eines solchen Rückbezugs bedarf, um von dort aus seine Begründung und semen SteUen¬
wert zu erfahren (W. Flitner 1961, S. 18,27).
Der Bezugspunkt dieser Kritik ist der Educand. FormuUert wurde sie aus dem Problem¬
bewußtsein der geisteswissenschaftlichen Pädagogik heraus, der damals vorherrschenden
Richtung. Ihren Vertretern war—trotz aUer Unterschiede der Denkansätze und Methoden
— eines gemeinsam: die Bindung ihres Denkens an die moralische Kategorie der Verant¬
wortunggegenüber dem Educanden und dessen Prozeß der Menschwerdung. Die Differenz
zwischen dem Wissen um das Sollen der Erziehung (dem Educanden zu seiner Selbstver-
wirküchung zu verhelfen) und der Achtung vor der Freiheit des Educanden wurden in
dieser moralischen Kategorie vermittelt. Was Flitner unter dem Begriff der reflexion
engagee
— einer „Reflexion am Standort der Verantwortung des Denkenden" - als meta¬
theoretische Norm für die Erziehungswissenschaft herauskristallisierte (W. Flitner
1957, S. 18), wurde in den objekttheoretischen Arbeiten der 50er Jahre geleistet.
Auf diesem Hintergrund der geisteswissenschaftlichen Pädagogik sind die Diskussionen
um die Reduzierung der StoffüUe mit ihren Konsequenzen einer Neuordnung des Ober¬
stufenkanons zu beziehen. Sie wurden auf zwei Ebenen angegangen: der bildungstheo¬
retischen - hier speziell der Gymnasialtheorie und der Didaktik - und der bildungspoli¬
tischen, wobei sich beide häufig in Diskussions- und Beratungsgremien kreuzten (z. B.
Deutscher Ausschuss, „Tutzinger Gespräche").
Den Anfang bildeten die „Tübinger Beschlüsse", Ergebnisse der Konferenz „Universität und
Schule", zu der HochschuUehrer, Schulpädagogen und Vertreter der Schulverwaltung 1951 im
Tübinger Leibniz-Kolleg zusammentrafen. Sie forderten eine „innere Umgestaltung des Unterrichts
an der Hofieren Schule und der Bildung ihrer Lehrer an der Hochschule" und die Einrichtung von
Modellschulen, die durch Erprobung neuer Lehrpläne die für eine innere Erneuerung der Höheren
Schule notwendigen Erfahrungen ermöglichen sollten. Für die innere Umgestaltung des Unterrichts
legte die Konferenz aUgemeine Leittinien fest: „Ursprüngliche Phänomene der geistigen Welt können
am Beispiel eines einzelnen, vom Schüler wirkUch erfaßten Gegenstandes sichtbar werden, aber sie
werden verdeckt durch die Anhäufung von bloßem Stoff... Die Durchdringung des Wesentüchen der
Unterrichtsgegenstände hat den unbedingten Vorrang vor jeder Ausweitung des stofflichen Be¬
reichs ... man soUte femer überaU von dem Prinzip starrer Lehrpläne zu dem der Richtlinien zurück¬
kehren" (W. Flitner 1954, S. 128).
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Die „Tübinger Beschlüsse" waren primär ein SchulpoUtikum. „Gleichsam mit etilem
Sprunge nahmen sie die Antwort auf pädagogische und didaktische Fragen vorweg, die als
solche noch nicht geklärt" waren (Scheuerl 1964, S. 9), und gaben sowohl den büdungs-
theoretischen Diskussionen als auch den bUdungspoUtischen Reformplänen und Reformen
ihre Leitlinien vor. AufbüdungstheoretischerEbene wükten sie sich u. a. in den Bemühun¬
gender DidaktikumdieEntwicklungdesPrinzipsexemplarischenLehrensundLernensund
in der Gymnmialtheorie Wilhelm Flitners aus, die dem „Tutzinger Maturitätskatalog"
- dem ersten Hochschuüeifekatalog des Schulausschusses der WRK - zugrunde lag und
teüweise auch den Deutschen Ausschuss beeinflußte. Die Didaktik versuchte die Leit¬
begriffe „Wesentliches der Unterrichtsgegenstände" und „ursprüngliche Phänomene
der geistigen Welt", mit denen jeder Pädagoge damals einen Sinn verbinden konnte, auf
Schulfächer und ihre Inhalte hin auszulegen. Flitner hingegen bezog sie auf den Gymna¬
sialkanon als Ganzen und arbeitete neue Kategorien seiner Inhalte und Aufgaben heraus.
Noch während die Didaktik ün Klärungsprozeß der Mögüchkeiten und Grenzen „ex¬
emplarischen Lernens", seiner Anwendbarkeit in den einzelnen Fächern und seiner Er¬
gänzung durch andere didaktische Prinzipien begriffen war - das Studium von Unsicher¬
heit und Erprobung also noch nicht überschritten hatte -, wurde der Begriff von Bildungs-
poUtikern aufgegriffen, trat seinen Siegeszug durch Lehrpläne und populär-pädagogische
VeröffentUchungen an und verwandelte sich gleichsam unter der Hand von einem noch
klärungsbedürftigen büdungstheoretisch-didaktischen Neuansatz zu einem gesicherten
Mittel innerer Schulreform, deren Einsatz die Lösung aUer Probleme versprach: Er geronn
zu einem Schlagwort.
Die von den „Tübinger Beschlüssen" gesetzten Leitlinien — Flitner nannte sie bereits
1954 emen „Anfang der Inneren Schulreform" und gab damit zugleich eine Kennzeich¬
nung der Reformausrichtung der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" - wurden u. a.
vom Deutschen Ausschuss und von den „Tutzinger Gesprächen" aufgegriffen und zu
voneinander abweichenden Reformvorschlägen für die gymnasiale Oberstufe konkreti¬
siert.
Wenn im folgenden vorwiegend auf die „Tutzinger Gespräche" und weniger auf den Deutschen
Ausschuss eingegangen wird, so aus zwei Gründen: Am „Tutzinger Maturitätskatalog" und seinen
gymnasialtheoretischen Voraussetzungen lassen sich die ideengeschichtlichen Grundlagen der „Saar¬
brücker Rahmenvereinbarung" schärfer hervorheben als an der Oberstufenpassage des „Rahmen¬
plans" des Deutschen Ausschusses; femer soll aufZusammenhänge und Unterschiede des „Tutzin¬
ger Maturitätskatalogs" mit den „Kriterien der Hochschulreife" -demzweiten Hochschulreifekatalog
der WRK von 1969, einer Grundlage der „Bonner Vereinbarung" - verwiesen werden.
2.2. Die „Tutzinger Gespräche"
Die „Tutzinger Gespräche", benannt nach ihrem ersten Tagungsort, waren Beratungen
zwischen den Schulausschüssen von WRK und KMK, die auf Veranlassung der WRK zu¬
standekamen (WRK: Schwarze Hefte, 13/1960). Relevant für die „Saarbrücker Rahmen¬
vereinbarung" wurden die „Tutzinger Gespräche" I—III zwischen 1958 und 1960, deren
Gegenstand Probleme der Hochschuüeife waren (vgl. zum folgenden Scheuerl 1962).
Die Notwendigkeit dazu ergab sich aus den divergierenden bildungspolitischen Entwick¬
lungen in den elf Bundesländern, die zu einer Zersplitterung des höheren Schulwesens in
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eme Vielzahl von Typen und zu sehr heterogenen Eüirichtungen des Zweiten Bildungs¬
wegs und zu unterschiedUchen VorsteUungen poütischer und außerpoütischer Gruppie¬
rungen über Ziele und Funktionen der höheren Schule geführt hatten. Deshalb wurde es
erforderUch, den Begriff der Hochschulreife in formeUer und materieller Hinsicht zu klä¬
ren, um einen gemeinsamen Maßstab sowohl für die verschiedenen Gymnasialtypen als
auch für die nicht minder zahlreichen Eüirichtungen des Zweiten Bildungswegs festzu¬
legen. Dieser Maßstab wurde durch den Vorsitzenden des Schulausschusses der WRK,
Wilhelm Flitner, vorgetragen und begründet, vom Tagungsgremium diskutiert und als
„Tutzmger Maturitätskatalog" anerkannt, wobei man seme Anerkennung expressb verbb
an die von Flitner gegebenen gymnasialtheoretischen Begründungen band (Scheuerl
1962, S. 90,92). Auf diese Bindung wird noch 1969 - beim zweiten Maturitätskatalog der
WRK-verwiesen (Scheuerl 1969, S. 23ff.).
2.2.1. Der
„ Tutzinger Maturitätskatalog": Der „Tutzinger Maturitätskatalog" besteht aus
zwei Teüen: Der eine gibt die von den Hochschulen erwarteten Studienvoraussetzungen —
differenziert nach Schulfächern - an, der andere nennt didaktische Grundkategorien für
die Auswaül der Inhalte und für die zu erfüllenden Aufgaben.
Danach sind Einführungen, „Initiationen" erforderUch, die (1) zu einem elementaren Verstehen der
christUchen Glaubenswelt und ihrer wesentüchen irdischen Schicksale, (2) zu einem philosophisch¬
wissenschaftlich-literarischen Problembewußtsein, (3) zu einem Verständnis für das Verfahren und
die Grenzen der exakt-naturwissenschaftlichen Forschung und ihrer Bedeutung für die Technik,
(4) zu einem Begreifen der Probleme, die in der poUtischen Ordnung, insbesondere durch die Fran¬
zösische Revolution, durch den Gedanken der Bürgermitverantwortung, der Rechtssicherheit und
persönlichen Freiheit, der Völkerrechtsidee entstanden sind, und wie die poütische Aufgabe und die
gesellschaftliche Zuständigkeit einander beeinflussen, fuhren soUten (Scheuerl 1962, S. 36 f.).
Diese vier „Initiationen" sind eine Verdichtung von Flitners bildungs- und gymnasial¬
theoretischen Reflexionen. Sie verweisen auf ein Bündel vorausgegangener und von Flit¬
ner behandelter Fragen, u.a. nach den Zielen und Aufgaben des Gymnasiums, nach semen
Funktionen in bezug zur Universität, nach den Inhalten, wodurch Ziele und Funktionen
erreicht werden können, nach didaktischen Kategorien für Entscheidungen über Inhalte
und nach Ordnungsprinzipien für die Organisation der Inhalte und Aufgaben zu einem
Lehrplan usw. Da der „Tutzinger Maturitätskatalog" ohne seine gymnasialtheoretischen
Begründungen durch FLITNER unverständUch bleibt und daran auch vom Tagungsgremium
gebunden wurde, ist auf sie im folgenden kurz einzugehen. Die Darstellung der Grund¬
züge von Flitners Gymnasialtheorie bezieht aber nicht die von einer späteren Generation
vorgebrachte Kritik an Flitner ein (u. a. Robinsohn 1973; König 1975; Uhle 1976;
Kutscha 1978), da es hier um das Aufzeigen der ideengeschichtUchen Voraussetzungen
der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" geht.
2.2.2. Dje gymnmialtheoretischen Begründungen des „Tutzinger Maturitätskatalogs":
Flitners Gymnasialtheorie ruht auf zwei Voraussetzungen: einem aUgemeinen Konsens
über das von ihm als gültig anerkannte humanistisch-christliche Wert- und Nonnensystem
und emer aUgemeinen Konvention über mögüche Inhalte des Kanons.
Einen aUgemeinen Wert- und Normenkonsens konnte Flitner bei der Erwachsenengeneration der
50er Jahre größtenteils voraussetzen, da diese, geprägt durch die Erfahrungen zweier Weltkriege und
des NationalsoziaUsmus, von der Geltung humanistischer und christlicher Werte unmittelbar über¬
zeugt war, wobei nach damaligem Selbstverständnis dieser Konsens durchaus progressive Züge trug -
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als engagiertes Bemühen, durch Erziehung zu einer gegenwartsbezogenen Humanitas, künftig Un¬
menschlichkeit und Barbarei unmöglich zu machen. „Humanistisch" bezeichnet weder bei Flitner
noch im aUgemeinen Sprachgebrauch eine historische, sondern eine anthropologische Kategorie: die
theoretischen und praktischen Bestimmungen des Menschen, deren inhaltliche Konkretisierungen
jedoch aus der Geistesgeschichte gewonnen werden, da sie Paradigmata menschlicher Sinnbestim¬
mungen und Leistungen gibt. Der aUgemeine Wert- und Normenkonsens ermögUchte zugleich ein aU-
gemeines, unkodifiziertes Wissen über mögUche Inhalte des Kanons. Kontroversen betrafen nur die
Frage, was aus dem MögUchen konkret ausgewählt werden soUte. - Diese Voraussetzungen ermög-
Uchten die Begriindbarkeit des Maturitätskatalogs. Ausgehend von der Absicht, Hochschuüeife „in
der heutigen wissenschaftüchen und gesellschaftlichen Situation", d. h. den geseUschaftüchen Bedürf¬
nissen entsprechend, neu zu bestimmen (Flitner 1959, S. 28), analysierte Flitner einzelne Bezugs¬
punkte der Hochschulreüe, verband sie miteinander, um dann die Konsequenzen für die Aufgaben,
die Struktur und die Inhalte der gymnasialen Oberstufe darzulegen.
Danach steht die Hochschuüeüe in einem Beziehungsgeflecht von allgemeinen Aufgaben
einer höheren Grundbüdung undspezieUenAufgaben einer Vorbereitung aufdas Studium.
Diese werden begründet durch den Bezug auf den humanistischen Sinn des Studiums
einerseits und durch die pragmatischen Studienvoraussetzungen andererseits. Der huma¬
nistische Sinn der Hochschuüeife wiederum gründet in dem Bezug auf das Ethos der aka¬
demischen Ämter (W. Flitner 1959,1961,1965). Aus diesem Beziehungsgeflecht ent¬
wickelte Flitner die Funktion der gymnasialen Oberstufe in bezug zur Universität: die
Wissenschaftspropädeutik. Sie besteht in der ErfüUung von Aufgaben, die die Universität
nicht mehr erfüUen kann, und zugleich in die Vorbereitung auf das Studium, jedoch ohne
die Wissenschaft vorwegzunehmen. Dem Fächerkanon erwachsen daraus eigene, ihn
gegenüber den Wissenschaften abgrenzende Aufgaben, die Rückwirkungen auf die didak¬
tischen Prinzipien der Inhaltsauswahl und der Darbietung der Inhalte im Unterrichthaben.
Das bedeutet: Die aUgemeine höhere Grundbüdung soU den Schüler instand setzen, „die
geistigen Fundamente unseres gemeinsamen Lebens zu verstehen und sich für das ethisch
Grundlegende darin zu entscheiden", d. h. sie in die geistige Substanz einführen, „auf
welcher die Mögüchkeit eigentüchen Menschentums in dieser inhumanen Zeit beruht" (W.
Flitner 1965, S. 81f.). Damit werden die geistigen Fundamente unter Einbezug ihrer
ethischen Bedeutungenzum Prinzip emer Stoffauswahl, durch das die bisherigeAnhäufung
reduzierbar werden soUte. Flitner entwickelte und begründete durch hermeneutische
Interpretation der Geistes-, Kultur- und Realgeschichte diese Fundamente mehrfach
(1959,1961,1965). Der „Tutzinger Maturitätskatalog" ist deren sprachhche Zusammen-
drängung. Es sind: Sprache und Mathematik als die allem Denken undinhalthchem Wissen
vorausliegenden Symbolgefüge sowie Einführungen injene „sachlichen Gehalte", die nicht
mehr aufeinander rückführbare Grundlagen gegenwärtigen Welt- und Selbstverstehens
sind: „die christüche Glaubenswelt, das philosophisch-wissenschafttiche Problembewußt¬
sein, die exakt-naturwissenschaftüche Methode mit ihrer Macht über die Technik, die poü¬
tische Welt der Gegenwart in ihrer Wechselwirkung mit der gesellschaftUch-sittüchen
Ordnung" (1959, S. 59).
Der Ausdruck „sachüche Gehalte" schließt didaktisch ein Zweifacheszusammen: inhaltüche Gebiete
(z. B. Philosophie, Literatur, Geschichte) und Denk- und Verfahrensweisen, also Tätigkeiten des Gei¬
stes (z. B. Offenbarungsglauben im Unterschied zum Mythos, philosophische Reflexion im Unter¬
schied zum Glauben, Uterarische SymboUsierungen im Unterschied zum philosophischen Denken),
was bedeutet, daß der Schüler - und zwar an ausgewählten Beispielen, einem weiteren didaktischen
Prinzip der Stoffauswahl-sowohl in die grundlegenden Inhalte als auch in die grundlegenden Geistes¬
tätigkeiten eingeführt wird, da die Geistestätigkeiten, an Inhalte gebunden, durch sie dargeboten
werden.
Diegymnmiale Oberstufe- WandeleinerReform 173
SpezieU auf die studienvorbereitende Funktion der Oberstufe bezogen, sind zwei Aufgaben zu er¬
füUen. Zum einen soUen die Fächer „den Gegenstand selber bieten, der... da sein muß, ehe sich die
Forschung mit ihm beschäftigen kann, so daß die Schulstudien noch nicht die Wissenschaft über
diesen Gegenstand enthalten" (1965, S. 17). Im „Tutzinger Maturitätskatalog" wird das sowohl
durch die Termini „Verstehen", „Problembewußtsein", „Verständnis", „Begreifen" als auch durch
den von Flitner eingeführten Begriff „Initiationen" - d. h. besondere Arten der Einführungen -
wiedergegeben. Zum anderen sollen die Ursprünge der Wissenschaften, „welche aus vorwissen¬
schaftlichem Leben, aus der Frage und dem Gespräch, aus den Zwecken und Lebensansichten auf¬
steigen" (1961, S. 25), gezeigt werden, weU dadurch die Voraussetzungen geschaffen werden, daß der
spätere Student seine Fachstudien als GUed eines Ganzen auffassen und sie zugleich auf das Ganze
seiner Lebensauffassung beziehen, d. h. den humanistischen Sinn seiner Studien erfüUen kann (1961,
S. 18).
Mit dieser bildungstheoretischen Begründung ist der Rahmen gegeben für eine Reduzie¬
rung der StoffüUe (elementare Einführungen in fundamentale Grundlagen der Gegenwart
durch exemplarische Stoffauswahl) und für die Beseitigung zusammenhanglosen Fach¬
wissens, da die einzelnen Unterrichtsgegenstände auf übergreifende Zusammenhänge
beziehbar werden, d. h. die didaktischen Voraussetzungen, um beim Schüler jene Fähig¬
keiten zu entwickeln, die die Universität vom Studienanfänger erwartet: vertiefte Grund¬
lagenkenntnisse, geistige Selbständigkeit, Beherrschen der Grandtechniken geistiger
Arbeit.
Flitner entwickelte die von den „Tübinger Beschlüssen" gesetzten Leitideen zu einem
Konzept der „kyklischen" geistigen Grandbildung, d. h. emer Bildung, die aus einem aUer
Speziaüsierung vorausgehenden geschlossenen Kreis^geistiger Granderfahrungen besteht.
Der „kyküschen Grundbildung" kommen neben den individuellen auch soziale Bedeu¬
tungen zu; denn durch sie wird eme Gemeinsamkeit im Wissen und Verstehen, in den Ein¬
steUungen und menschhchen Umgangsformenund in den sittüchen Grandentscheidungen,
„auf denen Sitten, Recht und Poütik beruhen soUen" (1961, S. 35), hergesteUt und der
Grund für das Ethos der späteren Berufe gelegt. Deshalb vermittelt die „kyklische Grund¬
büdung" — obzwar an der Studienvorbereitung orientiert — auch nicht-akademischen Be¬
rufsträgem die ihnen notwendigen geistig-sittüchen Grundlagen. Neben diesem — huma¬
nistischen — Sinn der Wissenschaftspropädeutik besteht ein pragmatischer: die von den
einzelnen Wissenschaften spezieU geforderten zweckgebundenen Studienvoraussetzun¬
gen (z. B. Lateinkenntnisse). Er ist durch Absprachen zwischen Universität und Schule
regelbar. —Nach diesen Begründungen sind die „Initiationen" des „Tutzmger Maturitäts¬
katalogs" in den geistigen Fundamenten der Gegenwart gegründet. Wissenschaftspro¬
pädeutik als Funktion des Gymnasiums ist deutüch gegenüber den Wissenschaften abge¬
grenzt.
2.2.3. Dm Verhältnb der didaktbchen Kategorien des Maturitätskatalogs zu den Schul¬
fächern: Ein Hauptproblem, dessen sich Flitner und die Tutzinger Diskussionspartner
voll bewußt waren, lag in dem Verhältnis der „Initiationen" zum bestehenden Fächer¬
kanon, was auch aus der Zweiteilung des Maturitätskatalogs hervorgeht - einer Zwei-
teüung, die der zweite Maturitätskatalog von 1969 ebenfaUs aufweist. Dahinter steht die
Differenz zwischen geschichtlich gewordenem Fächersystem und dem Versuch der Ent¬
wicklung emer kultur- und geisteswissenschaftlich begründeten neuen Lehrplanstruktur,
bei der nicht mehrin Fächern gedachtwerden kann, weü sie die bestehenden Fächer durch¬
zieht, die Fächer aber zugleich als Ordnungen von Sachgebieten bestehen lassen muß—ein
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Problem, das ebenso im zweiten Maturitätskatalog wie in der „Bonner Vereinbarung"
1972 auftritt, wenngleich unter vöUig anderen fachwissenschafthchen und büdungs- und
geseUschaftspoütischen Voraussetzungen.
Da Flitner seme Kanontheorie nicht nur in abstrakten Begriffen formuüerte, sondern sie
an Beispielen stets von neuem erläuterte (1959,1961,1965), d. h. den Sinn dessen angibt,
was seme Begriffe bedeuten, läßt sich das Verhältnis von übergeordneten didaktischen
Kategorien — den „Initiationen" — zu bestehenden Fächern des Lehrplans herausinterpre¬
tieren, wenngleich Flitner dieses offen läßt.
Flitners Begriff der „Initiationen" oder „Einführungen" gruppiert didaktisch Fächer zu
übergreifenden Einheiten (Sprachen — Mathematik - Religion — Naturwissenschaften -
geschichtüch-poütisch-sozialer Bereich, in die jeweüs phüosophisch-propädeutische
FragesteUungen einzubeziehen smd), damit daraus Gesichtspunkte der Stoffreduzierung
innerhalb der Fächer und Gesichtspunkte für fächerübergreifende Zusammenhänge ge¬
wonnen werden können, was jedoch nur dann sinnvoU geschehen kann, wenn sie in den
bildungstheoretischen Rahmen und seme normativen Voraussetzungen eingebunden
bleiben. Genau genommen formuüerte Flitner didaktische Aufgaben für Lehrer, die sie
aber nur dann erfüUen können, wenn sie zugleich fachwissenschaftlich ausgebUdet ihr Fach
vertreten und die Fächergrenzen aufbrechen, um die es übergreifenden Beziehungen her¬
zusteUen. Die sehr ausführUchen und zahüeichen Beispiele Flitners zeigen, daß das
Durchbrechen der Fächergrenzen vom Fach aus erfolgt, sie zeigen aber auch, wie inner¬
halb der Fächer das fachspezifische Wissen zu themenbezogenen Unterrichtseinheiten
zusammengeschlossen werden kann. Wenn Flitner in semer Schrift „Die Gymnasiale
Oberstufe" den Begriff „Lehrgang" verwendet -wobei dieser Ausdruck nicht immer ein-
heitüchgebraucht wird-, dann wül er damit, bezogen aufden Schüler, die unterschiedUchen
Mögüchkeiten ümerfachhcher und fächerübergreifender Unterrichtseinheiten bezeich¬
nen. Im Grunde löste bereits Flitner den Oberstufenlehrplan in ein System von „Lehr¬
gängen" auf, aber - und das scheint das Entscheidende gegenüber den Kursen der „Bon¬
ner Vereinbarung" zu sein — die Auflösung geschah unter der Voraussetzung zweier Bin¬
dungen: an die Anerkennung des die bildungstheoretischen Begründungen ermöglichen¬
den humanistisch-christüchen Wert- und Normensystems, weü dadurch der Bezug der
Teile zum ganzen letztüch hergesteUt werden konnte, und an das Bestehenlassen von
„Fächern", da diese als durch Wissenschaftsdiszipünen gesetzte Ordnungseinheiten zu¬
nächst vorgegeben sein müssen, um in der didaktischen Reflexion relativiert und durch¬
brochen werden zu können. Zerbricht die erste Bindung-und daswarl972der Fall -, ent¬
steht eine LeersteUe, so daß Lehrgänge resp. Kurse nicht mehr auf eine Grundlage be¬
zogen werden können, von der aus sie als Teile eines Ganzen einsichtig werden. Die zweite
Bindung an die durch Wissenschaftsdisziplinen in der Ausbüdung der Lehrer vorgegebene
Ordnung kann diese Leerstelle nicht ausfüüen, da Wissenschaften, notwendig auf sich
selbst bezogen, nur die Voraussetzungen für sich selbst angeben können.
2.3. Die „Saarbrücker Rahmenvereinbarung"
Die Reform der gymnasialen Oberstufe durch die Kultusminister-Beschlüsse von 1960/61
bestand aus zwei Teilen: dem organisatorischen der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung"
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(Bs. 1960), der die äußere Struktur der Oberstufe festlegte, und dem didaktischen der
„Stuttgarter Empfehlungen", die folgen mußten, da der bloße organisatorische Rahmen
als Informationsgrundlagefür die Durchführungspraxisan den Gymnasiennicht ausreichte.
Der Grund für das Un- und Mißverständnis, auf das die organisatorischen Neuerungen
gestoßen waren, lag in der Unkenntnis ihrer Vorgeschichte in den „Tutzinger Gesprächen"
(Scheuerl 1962, S. 15), an denen die die späteren Kultusministerbeschlüsse vorberei¬
tenden Mitgüeder des Schulausschusses der KMK teilgenommen hatten. Während des III.
„Tutzinger Gesprächs" ün Juü 1960 wurden auf der Grundlage des Maturitätskatalogs
und seiner büdungstheoretischen Begründungen die organisatorischen Möglichkeiten
einer Oberstufemeform erörtert (Scheuerl 1962, S. 127-147). Die Schwierigkeit dieser
Diskussion lag darin, daß eine bildungstheoretische Grundlagenkonzeption über Ziele,
Aufgaben, Inhalte undArbeitsweisendergymnasialen Oberstufe nun umformuliertwerden
mußte in die Verwaltungssprache von Fächern, Wahlmöglichkeiten, Prüfungsordnungen.
Sie erklärt, weshalb teils von Flitner, teils von den Ministerialvertretem, teüs im Verlauf
der Diskussion unterschiedliche Vorschläge einer Neuordnung des Fächerkanons ent¬
wickelt wurden. Obgleich man keinen Konsens erzielte, beschloß die KMK am 29.9.1960
die „Saarbrücker Rahmenvereinbarung".
Die „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" - der organisatorische Teil der Oberstufen¬
reform von 1960/61 - woUte durch eine Reduzierung der Inhalte und Fächer, deren bis¬
herige Vielfalt zu Anhäufungen beziehungslosen Faktenwissens geführt und dadurch die
Grundbedingung für ein Studium - geistige Selbständigkeit - verhindert hatte, Voraus¬
setzungen für eine faktisch erreichbare Wissenschaftspropädeutik schaffen. Sie setzte des¬
halb die bisherige Zahl der 12 bis 13 Fächer auf 9 herab, teilte sie in Pflichtfächer und ein
Wahlpfüchtfach ein und unterschied innerhalb der Pflichtfächer zwischen den allen Typen
gemeinsamen Fächern und den für die einzelnen Typen jeweüs spezifischen Kernfächern
(Bs. 1960, II, 1, 2, 3). Den Ländern wurde es freigesteUt, eines der Kemfächer (in den
sprachüchen Typen Mathematik, im mathematisch-naturwissenschaftücüen die Fremd¬
sprache) am Ende der 11. oder 12. Klasse durch eine Prüfung abzuschließen (ebd., III, 3),
was sowohl fremdsprachen- als auch mathematiklose Primen mögüch machte, eine Rege¬
lung, die auf heftige Kritik stieß und z. T. später revidiert wurde (Bs. vom 21. 5. 1970).
Durch diese Maßnahmen waren je nach Länderregelungen über zugelassene Wahlpflicht¬
fächer und Abschlußmögüchkeiten einzelner Kernfächer unterschiedliche Büdungskon-
zeptionen realisierbar, eine Verfahrenspraxis, die der Aufgabe von KMK-Rahmenverein-
barungen entspricht, aUgemeine und von allen Ländern akzeptierbare Grundlinien fest¬
zulegen, innerhalb derer unterschiedhche Länderkonzeptionen möglich werden.
Für die späteren Entwicklungen wird bedeutsam, daß die „Saarbrücker Rahmenverein¬
barung" u. a. die Voraussetzungen für zwei Bildungskonzeptionen schuf: die „kyklische
Grundbüdung" Flitners und die (in der Nachfolge Kerschensteiners) durch von Cube
entwickelte „Bildung durch produktive Einseitigkeit" (VON CUBE 1960, über die Ver¬
bindung von Cubes zu dem damaligen baden-württembergischen Kultusminister Storz
vgl. Lennert 1962, S. 307). Der Deutsche Ausschuss hatte in seinem „Rahmenplan"
versucht, zwischen beiden Konzeptionen zu vermitteln, indem er, am Prinzip der gemein¬
samen Grundbüdung festhaltend und sich auf die „Tübinger Beschlüsse" und die darauf
folgende didaktische Diskussion um das exemplarische Lernen beziehend, zum einen die
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Reduzierung der StoffüUe als Reduzierung der Pflichtfächer verstand (Deutscher Aus¬
schuss 1966, S. 101) und zum anderen in das „exemplarische Lernen" die individuellen
Interessen des Schülers einbezog. Daher schlug er, um eine gemeinsame Grundbildung zu
garantieren, eine bis zum 11. Schuljahr verlängerte Mittelstufe vor. Für die zweijährige
Oberstufe woUte er eine TeUung des Kanons in typenspezifische Kernfächer und ein Wahl¬
leistungsfach (ebd., S. 101,103). Die Beibehaltung obligatorischer Fächer sollte eine in¬
dividuaüstische Auflösung der Oberstufe (ebd., S. 101) und eine Vorwegnahme späterer
Berufsziele verhindern (ebd., S. 102).
Das Neue, was das Konzept des Deutschen Ausschusses einbrachte, ist die Berück¬
sichtigung individueUer Interessen in einem Strukturelement des Kanons (Wahlleistungs¬
fach). Die „Saarbrücker Vereinbarung" übernahm vom Deutschen Ausschuss die
Unterscheidung in einen Kern- und Wahlbereich, wandelte aber sprachhch - und damit
zugleich sachhch - das „WahUeistungsfach" zum „WahlpfUchtfach" um. Während der
organisatorische TeU der Oberstufenreform das Konzept einer „kyküschen Grundbil¬
dung" zwar ermöglichte, jedoch andere Konzeptionen nicht ausschloß, übernahm der
didaktische Teü- die „Stuttgarter Empfehlungen" - Grundlinien der FLiTNERschen Gym¬
nasial- und Kanontheorie und band damit den organisatorischen Rahmen an seine bil¬
dungstheoretischen Voraussetzungen, eine Bindung, die jedoch nur für denjenigen ein¬
sichtig war, der Flitners Theorie kannte.
Im Hinblick auf spätere Entwicklungen sind drei Aspekte an der „Saarbrücker Rahmen¬
vereinbarung" und den „Stuttgarter Empfehlungen" hervorzuheben: ihre Grundlagen
und ideengeschichthchen Voraussetzungen, ihr ungelöstes Hauptproblem, ihr von nach¬
folgenden Entwicklungen aufgegriffener Ansatz:
Den organisatorischenMaßnahmenvoraus ging eine büdungstheoretische, aufden Grund¬
lagen des geisteswissenschaftlichen Bildungsverständnisses beruhende Klärung der Auf¬
gaben, Ziele und Arbeitsweisen der gymnasialen Oberstufe, in der sowohl die Begriffe
„Hochschulreife" und „Wissenschaftspropädeutik" inhaltüch und formal bestimmt, die
Funktionen der gymnasialen Oberstufe gegenüber der Universität abgegrenzt, als auch
Strukturierungsprinzipien für den Fächerkanon und Prinzipien zur Reduzierung der Stoff-
füUe entwickelt wurden. Voraussetzung für diese Klärung war erstens die allgemeine An¬
erkennung des humanistisch-christlichen Wert- und Normensystems, da sie eine Aus¬
legung des humanen und ethischen Sinns von Bildung und Wissenschaftspropädeutik
ermöglichte, durch den wiederum ein Zusammenhang des Wissens zur Einheit der Grund¬
bildung hersteUbar wurde. Die zweite Voraussetzung lag in einer bestehenden Konvention
über mögliche Kanoninhalte, so daß sich die Neuordnung des Fächerkanons im Rahmen
eines vorgängigen unkodifizierten Wissens um mögliche Inhalte voUziehen konnte.
Das ungelöste Hauptproblem dieser Oberstufenreform lag in der Umformulierung lehr-
plantheoretischer und didaktischer Prinzipien zu einer kodifizierbaren und für Schulen
praktisch verfügbaren Lehrplanstraktur. - Von nachfolgenden Entwicklungen wurde die
Berücksichtigung individueller Schülerinteressen durch Strukturelemente des Kanons
aufgegriffen, wobei jedoch - im Unterschied zu 1960/61 - die dort vorhandenen Bindun¬
gen der individuellen Interessen an den ethischen und humanen Bildungssinn gelöst
werden.
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Im folgenden wird zu zeigen sein, wie die Grundlagen der „Saarbrücker Rahmenverein¬
barung" ün Laufe von zehn Jahren zerbrechen und die „Bonner Vereinbarung" trotz ähn¬
Ucher Problemstellungen in einer anderen geschichtlichen Situation erfolgt.
3. Die Entwicklungen zwbchen der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung"
und dem „Bonner Beschluß"
Die Veränderang der Grundlagen der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" vollzog sich
etwa von der Mitte der 60er Jahre an in mehreren, einander beeinflussenden und verstär¬
kenden Prozessen; u. a. den allgemeinen Einstellungen, der BUdungspoütik und der
Erziehungswissenschaft, von denen hier nur auf BUdungspoütik und Erziehungswissen¬
schaft in verallgemeinernden Zügen verwiesen werden kann.
3.1. Wandlungen in der Bildungspolitik
In der Bildungspolitik vollzog sich von der Mitte der 60er Jahre an ein Strakturwandel
von der reaktiven zur aktiven Phase, der begleitet wurde von allgemeinem Reformengage¬
ment und Reformbegeisterung, was wiederum auf die BUdungspoütik zurückwirkte und
sie bis zur Reformeuphorie steigerte (Spies 1976; Derbolav 1970a, 1975). Antwortete
die reaktive Phase auf Herausforderungen von Wirtschaft und GeseUschaft durch An¬
passung des Schulsystems (z. B. die Empfehlungen und Gutachten des Deutschen Aus¬
schusses), so entwickelte die aktive Phase Neukonzeptionen, in denen zwei verschiedene
Aspekte miteinander verbunden wurden: der sozialpolitische und der bildungsökono¬
mische (Tenorth 1975, S. 146 ff.).
Der sozialpolitische Aspekt wurde zunächst von Dahrendorfs „Bildung ist Bürgerrecht" (1965)
vorgegeben. Das Recht auf Bildung wurde in der Folgezeit zum Recht auf Chancengleichheit gestei¬
gert durch die Rezeption der neueren Sozialisations- und Begabungsforschungen (Roth 1968), die
den genetischen Begabungsbegriff durch einen dynamischen, d. h. auch von Lernprozessen abhängi¬
gen, ersetzen (zurbüdungspoütischen Fehlinterpretation vgl. Weinert 1974, S. 763-794; A. Flitner
1977, S. 30-34) und die Bedeutung schichtenspezifischer Sozialisationsfaktoren für Leistungen und
Schulerfolg nachweisen, jedoch den Begriff „Chancengleichheit" offen lassen für heterogene bil¬
dungspolitische Interpretationen (von Alemann 1977; Derbolav 1977; A. Flitner 1977).
Die sozialpoütischen Ziele (Recht auf Bildung, Chancengleichheit) wurden zusätzlich verbunden mit
bildungsökonomischen Zielen und einem Planungsinstrumentarium, das beide Zielgruppen reaüsie-
ren sollte. Unter bildungsökonomischer Zielsetzung (kritisch dazu Spies 1976) wird - mit Einbezug
des Kostenfaktors - das Bildungssystem in einen marktwirtschaftlichen Regelkreis zum Beschäfti¬
gungssystem gesetzt; Bildung wird zum „Humankapital", das, im Beschäftigungssystem eingesetzt,
wirtschaftliches Wachstum und Steigerung der Lebensbedingungen produzieren und garantieren soll.
Von den Kultusministem auf ihrer 100. Plenarsitzung im März 1964 im Ansatz formuliert und drei
Monate später (25726. 6. 1964) zum bildungspolitischen Programm erhoben, wurde der bildungs¬
ökonomische Aspekt kurz zuvor durch Pichts Artikelserie „Die deutsche Bildungskatastrophe"
popularisiert. Pichts außerordentüche Wirkung zeigte, daß eine allgemeine Bereitschaft zur Rezep¬
tion des neuen bildungsökonomischen Aspekts bestand, die so groß war, daß der in der 100. KMK-
Erklärung enthaltene Satz „Ausbildung jedes einzelnen bis zum höchsten Maße seiner Leistungs¬
fähigkeit" nicht in seiner Inhumanität erkannt und zurückgewiesen wurde.
Sowohl die sozialpolitischen als auch die ökonomischen Ziele als auch die mit der Bildungsplanung
-
qua Mittel
- verbundene technokratische EinsteUung kennzeichnen die im Vergleich zu den 50er
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Jahren neuen Leitideen: Chancengleichheit, verbunden mit dem ökonomischen Aspekt von Bildung,
bedeutet eine Verlagerung in der Sicht der BUdungsfunktionen. Stand sie in den 50er Jahren im Zu¬
sammenhang mit der Personwerdung des Menschen, so steht sie nun im Zusammenhang mit seinen
sozialen Positionen (Schelsky 1957,1961). Diese Verlagerung hat - nachträglich betrachtet - wei-
terreichendere Konsequenzen als nur das Aufdecken undurchschauter Voraussetzungen der geistes-
wissenschaftüchen Pädagogik und deren Korrektur. In der damit verbundenen Wissenschafts- und
Ideologiekritik wird zugleich auch das Engagement der geisteswissenschaftlichen Pädagogik für die
geistig-sittUche Personwerdung des Menschen als überholt angesehen und BUdung nun einseitig auf
ihre sozialen Funktionen reduziert. Und der Einsatz von Planungsstrategien distanziert eine weitere
Grundposition geisteswissenschaftücher Pädagogik: die in der menschüchen Freiheit gründende
Unplanbarkeit der Personwerdung (zur Reaktion auf die planungsökonomische Sicht vgl. Lassahn
1969).
Die Bildungsplanung, verstanden als Einsatz wissenschaftlich abgesicherter Mittel zur Erreichung
gewoUter Ziele, ist kennzeichnend für eine typische EinsteUung, die sowohl in der Bildungspolitik
als auch in der Erziehungswissenschaft als auch im allgemeinen Bewußtsein vorhanden war: der
Glaube an Rationalität, Wissenschaft, technologische Machbarkeit, gesteigert zum perfektionisti-
schen Denken, das auf der Annahme beruht, alle gewollten Ziele wären durch rationale und wissen¬
schaftlich gesicherte Mittel realisierbar, und, sollte das nicht gelingen, den Grund in mangelnder
Rationalität und wissenschaftlicher Unzulänglichkeit, aber nicht im eigenen Denkansatz sieht. So¬
wohl der „Strukturplan" des Deutschen Bildungsrats als auch die Gesamtschulprogramme als
auch Robinsohns Curriculumtheorie und -entwicklungsprogramm gehen von diesem perfektionisti-
schen Denkansatz aus.
3.2. Wandlungen in der Erziehungswissenschaft
Die aktive BUdungspoütik mit ihrem technologisch-perfektionistischen Denken hatte
spezieUe Rückwirkungen auf die Erziehungswissenschaft. BUdungspoütik und Büdungs¬
verwaltung erwarteten von dieser ihrer Bezugswissenschaft — analog zur Volkswirtschaft,
die ihnen die PlanungsmodeUe vorgab - konkrete erfahrungswissenschaftUch abgesicherte
Vorgaben für eine planbare BUdungsreform.
Dazu war die geisteswissenschaftüche Pädagogik aufgrund ihrer wisenschaftstheoretischen Voraus¬
setzungen, hermeneutisch Sinndeutungen der Praxis zu geben und die Erzieher über ihr Tun aufzu¬
klären und ihres Verständnisses des Bildungsprozesses nicht in der Lage. Hinzu kommt, daß ihre ob¬
jekttheoretischen Aussagen von der Wissenschaftskritik als historisch bedingt, in einem bestimmten
Menschenbild und idealen VorsteUungen menschlicher Entwicklung und menschücher GeseUschaft
verankert, als überholt und damit als bedeutungslos für die Lösung von gegenwartsproblemen aus¬
gewiesen wurden. Der Bildungsbegriff, da nicht eindeutig definierbar und überdies einer geschicht-
Uch überholten Epoche entstammend, wurde suspekt (vgl. dagegen Blankertz 1966 b; Menze 1970)
und damit auch die Begriffe „AUgemeinbUdung" oder „Grundbildung", deren Interpretation Grund¬
lage des Lehrplans bzw. des Oberstufenkanons war.
An die Stelle des Bildungsbegriffs als Lehrplanstrukturen und Lernprozesse organisierendes Prinzip
sollen die Wissenschaften treten (Wilhelm 1967; von Hentig 1966,1968; Roth 1968). Damit wird
sowohl der bildungspolitischen als auch der didaktischen Diskussion ein neues didaktisches Prinzip
vorgegeben: die Wisenschaftsorientierung, welches Prinzip jedoch seinerzeit mehr als programma¬
tischer Leitbegriff verwendet, als auf seine Bedeutung, Verwendbarkeit, Leistungsfähigkeit und
Grenzen hin untersucht wurde. Erst von der Mitte der 70er Jahre an wird es zum Gegenstand kritischer
Reflexionen (Aurin 1977; Derbolav 1977; W. Flitner 1977; Giel/Hiller 1977; Reble 1979).
Es kann hier nicht in der gebotenen Differenziertheit auf weitere Entwicklungen innerhalb der Er¬
ziehungswissenschaft eingegangen werden: die Hinwendung zur empirischen Tatsachenforschung
(Roth 1963; Lochner 1963; Brezinka 1969, 1971), zur Kritischen Erziehungswissenschaft im
Gefolge der Rezeption der Kritischen Theorie der Frankfurter Schule (Blankertz 1966 a und b,
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1970; Mollenhauer 1966,1970; Dahmer 1968, 1969;Klafki 1970L, 1971) und zu ideologiekriti¬
schen Positionen in der Erziehungswissenschaft (vgl. Klafki 1976).
Die Entwicklungen zwischen den beiden Reformabsprachen zusammenfassend, kann
festgehalten werden: In ihnen wurde der geisteswissenschaftüchen Pädagogik, an deren
wissenschaftstheoretisches Selbstverständms die bildungstheoretischen Konzeptionen
der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" gebundenwaren, die Grundlagen entzogen: dem
Wert- undNormenkonsens durch die Kritische Theorie und Ideologiekritik; demin geistes-
geschichtUchen Traditionen stehenden BUdungsbegriff durch die rationale Kritik und
Ideologiekritik; der Konvention über Bildungsinhalte durch die Curriculumtheorie und
-planung; der Auffassung von BUdung als innerem Geschehen durch die empirischen Wis¬
senschaften; der Auffassung von der Unplanbarkeit des BUdungsprozesses durch die Pla¬
nungsökonomie; der personalen Funktion der Bildung durch die Reduzierung der Bildung
auf ihre sozialen Funktionen.
3.3. Reformkonzepte für die gymnasiale Oberstufe
Für die Reform der gymnasialen Oberstufe besteht Ende der 60er Jahre und Anfang der
70er Jahre im Vergleich zur „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" eine andere Ausgangs¬
lage. Da die zwischenzeitüchen Entwicklungen die ideengeschichthchen Grundlagen der
„Saarbrücker Vereinbarung" zerbrachen, steUt sich nun die Frage, welche neuen Leit¬
ideen sie einer gymnasialen Oberstufenreform vorgeben.
Durch den Wandel der Bildungspolitik von der reaktiven zur aktiven Phase wird als Leit¬
idee das Recht auf materielle Realisierung der Chancengleichheit vorgegeben, das die Be¬
rücksichtigung der Interesen des Individuums sowohl hinsichtlich seiner künftigen sozialen
Positionen als auch hinsichtlich seiner subjektiven Neigungen impliziert. Rein äußerhch
schemt damit eine Entwicklung, die bereits im Konzept der „Bildung durch produktive
Einseitigkeit" angelegt und durch die „Saarbrücker Vereinbarung" ermögUcht wurde,
weitergetrieben zu sein. Sieht manjedoch auf die Begründungen, so wird die Rede von der
Weiterentwicklung fragwürdig. Damals war die Berücksichtigung individueUer Interessen
der Schüler sowohl bei von Cube als auch beim Deutschen Ausschuss eingebunden in
das traditioneUe Bildungsverständnis, das Individuaütät innerhalb des Bezugsrahmens
eines geistigen und sittlichen Sollens interpretierte. Die neuen Entwicklungen hingegen
binden die individueUen Interessen an das Recht auf Chancengleichheit, lösen sie damit
aus ihrem ethischen Bezugsrahmen heraus, um sie in den Rahmen eines einforderbaren
Rechts zu steUen, wodurch „Individualität" gleichgesetzt wird mit „subjektivem Eigen¬
interesse".
Eine weitere Leitidee: die Berücksichtigung gesellschaftlicher und wirtschaftlicher
Entwicklungen, wird durch die Bildungsökonomie vorgegeben, da für sie Bildung ein
„Humankapital" ist, das Wohlstand und wirtschaftliches Wachstum garantiert. Die Leit¬
idee der Wissenschaftsorientierang wird von mehreren Entwicklungen zugleich vorge¬
geben: dem Wandel der Pädagogik zur empirischen Erziehungswisenschaft, da empirische
Forschungsergebnisse bisherigeAnnahmen derPädagogik korrigierten und neue Erkennt¬
nisse gewannen; durch die mit der Bildungs- und Planungsökonomie verbundene Wissen¬
schaftsgläubigkeit der Bildungspolitiker und -planer, die von der Wissenschaft die Lösung
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ihrer Probleme erwarteten; durch genereUe rationaüstische EinsteUungen, die bei Erzie¬
hungswissenschaftlem (u. a. Wilhelm, von Hentig, Roth) zur rationalistischen Neu¬
interpretation des Begriffs „AUgemeinbUdung" führte. Die neue Leitidee „Wissenschafts¬
orientierang" ist eng verbunden mit der Leitidee „Rationalität", teils weil Wissenschafts-
orientiertheit die Bereitschaft zu Rationalität voraussetzt, teils weil das Bestreben, die
Lösung praktischer Fragen wissenschaftlicher Kompetenz zu überantworten, im Bereich
der Rechtfertigung von Erziehungszielen Rationalität erfordert, teils weil die Kritische
Erziehungswissenschaft zur Interpretation ihrer Normen „Emanzipation" und „Mün¬
digkeit" des Begriffs „Rationaütät" bedarf. SpezieU von der Kritischen Erziehungswis¬
senschaft vorgegeben werden die Leitideen „Emanzipation" und „Mündigkeit", die je¬
doch - im Unterschied zur geisteswissenschafthchen Pädagogik - nicht mehr innerhalb
des Bezugsrahmens eines Gelten-SoUens allgemein anerkannter und durch die Kontinuität
der Geschichte gerechtfertigter ethischer und geistiger Werte und Normen interpretiert
werden, sondern in jenem neuen Bezugsrahmen einer kritischen Rationalität oder Ver¬
nünftigkeit.
In dieser Situation entwickelten sowohl der DEUTSCHEBlLDUNGSRAT als auch der Schul¬
ausschuß der Westdeutschen Rektorenkonferenz unterschiedhche Reformkonzepte
für die gymnasiale Oberstufe, von denen jeweüs Teile in die „Bonner Vereinbarung" auf¬
genommen werden, wobei, bezogen auf die „Saarbrücker Vereinbarung", der Bildungs¬
rat die Konzeption der „produktiven Einseitigkeit", der Schulausschuß der WRK die
„kyklische Grundbüdung" vertritt.
3.3.1. Deutscher Bildungsrat: Die gymnasiale Oberstufe
Auf den Grundlagen der neuen Leitideen, von denen er einzelne besonders akzentiuert,
entwirft der Deutsche Bildungsrat seinen „Strukturplan für das BUdungswesen"
(1970). Daß er die aUgemeinen und für das gesamte Bildungssystem gelten sollenden Er¬
ziehungsziele — im Unterschied zum DeutschenAusschuss — aus dem Grundgesetz ab¬
leitet, zeigt sowohl das veränderte Selbstverständms eines büdungspoütischen Beratungs¬
gremiums als auch die ihm verbliebenen Moghchkeiten.
Für die Konstruktion des „Strukturplans" treten insbesondere die Leitideen „Chancengleichheit",
„Berücksichtigung individueUer Interessen" - sowohl hinsichtlich der Neigungen als auch der künf¬
tigen sozialen Positionen —, „Berücksichtigung gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Entwicklun¬
gen" - und zwar sowohl hinsichtüch der Höhe von Ausbildungsqualifikationen als auch ihrer Inhalte—
und „Wissenschaftsorientierung" in den Vordergrund, woraus der Bildungsrat Planungsprinzipien
entwickelt: vieüältige, neue Fächerangebote einschließende Differenzierungsmöglichkeiten, Durch¬
lässigkeit zwischen den einzelnen Bildungsgängen, Abbau der bisherigen vertikalen Strukturen und
der zwischen ihnen bestehenden Rangunterschiede, IntegrationsmögUchkeiten zwischen allgemeinen
und berufsbezogenen Bildungsgängen in den Sekundarstufen I und II, weitgehende Offenheit für die
Entscheidungsfreiheit des Schülers über sein individueUes Curriculum, Orientierung der Inhalte und
Anforderungen der Bildungsgänge an künftigen Berufen oder wissenschaftlichen Studien.
Da der Bildungsratdie zu individueUen Curricula zusammenstellbaren Inhalte und Anforderungen
an künftigen Berufen bzw. Studienvoraussetzungen orientiert, ist der bisherige Lehrplan zunächst
unbegrenzt offen für die Aufnahme neuer Inhalte, was jedoch mehr bedeutete als die Erweiterung
des geschichtüch gewachsenen Fächerkanons, nämüch: die Konstruktion neuer curricularer Ein¬
heiten und ihre Einfügung in das „curriculare Gesamtprogramm einer Schule", d. h. ihren Lehrplan
(zur Unterscheidung „Lehrplan - Curriculum" vgl. „Strukturplan", S. 61-63). Die Vorschläge des
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Bildungsrats beruhten auf der Annahme, daß Robinsohns noch im Stadium der Programmatik
stehendes Curriculum-Modell, das der Bildungsrat wissenschaftsgläubig übernommen hatte, auch
realisierbar sein würde — eine Annahme, die sich später als Irrtum erwies.
Die Reform der gymnasialen Oberstufe ist für den Bildungsrat lediglich Teil der Ge¬
samtreform des Büdungswesens, was bedeutet, daß die gymnasiale Oberstufenreform
nicht allein unter dem Aspekt der Wissenschaftspropädeutik — ihrer spezieUen Funktion -
angegangen wird, sondern unter dem umfassenderen der Stellung der gymnasialen Ober¬
stufe im Gesamtsystem des Büdungswesens und damit auch des Verhältnisses von gym¬
nasialen und berafsbezogenen Bildungsgängen. Damit ergeben sich für die Reform der
gymnasialen Oberstufe — im Unterschied zu W. Flitner - die neuen Bezugspunkte: In¬
tegration Studien- und berufsbezogener Bildungsgänge, woraus die Forderungen nach
Offenheit des gymnasialen Lehrangebots für berufsbezogene Inhalte und nach Durch¬
lässigkeit zwischen Studien- und berafsbezogenen Bildungsgängen resultieren; das späte¬
re Studiengebiet, da der BlLDUNGSRAT die allgemeine Hochschulreife durch eine studien-
gebietsbezogene ersetzt („Strukturplan", S. 162); und die individuellen Interessen. Hinzu
kommen als allgemeine Aufgaben die Vermittlung von Kenntnissen, „die für jegüches
Verständnis von Wissenschaft, für rationale Erkenntnis der sozialen Welt und für die
Kommunikation in dieser Welt notwendig sind" (ebd., S. 171).
Da im Vergleich zu Flitner der humanistische Sinn der Hochschuüeife und das Um be¬
gründende Berufsethos für den Bildungsrat keine Diskussionsgegenstände mehr sind,
kann er nur vom pragmatischen Sinn der Wissenschaftspropädeutik aus die Struktur der
gymnasialen Oberstufe bestimmen. Er unterscheidet einen der ErfüUung der allgemeinen
Aufgaben dienenden Pflichtbereich (deutsche Sprache, eine Fremdsprache, Mathematik,
Naturwisenschaft, historische und analytische PoUtik, Religion, Leibeserziehung und ein
musisches Fach [ebd., S. 171]) von einem der individuellen Profilierung dienenden Wahl¬
bereich. Das individueUe Curriculum des Schülers wird festgelegt durch die Wahl seines
künftigen Studiengebiets. Die für die einzelnen Studiengebiete im Abitur geforderten
Leistungen soUen in Zusammenarbeit von Schule und Hochschule festgelegt werden (ebd.,
S. 162). Mit der Wahl seines Schwerpunkts legt der Schüler gleichzeitig die dafür notwen¬
digen Ergänzungskurse fest, „durch die sich das Schwerpunktfach zu einem Schwerpunkt¬
bereich ausweitet" (ebd., S. 173).
Sowohl im Pflicht- als auch im Wahlbereich löst der Bildungsrat, Robinsohns Modell
übernehmend, die bisherigen Fächer durch ein „offenes Kurssystem" (ebd., S. 174) ab,
das zwei Arten der Differenzierung vorsieht: die Niveaudifferenzierung und die inhaltlich-
fachspezifische Differenzierung, d. h. zur Wahl angebotene Parallelkurse zu einem Unter¬
richtsthema (ebd., S. 172). Mit der Einführang des offenen Kurssystems soUen zugleich
„neue Formen der Zusammenarbeit zwischen gymnasialen Oberstufen und beruflichen
Schulen" erleichtert werden (ebd., S. 174). Für den Bildungsratsind Kurse selbständige,
abgeschlossene curriculare Einheiten, da er eine lineare, über Jahrgangsstufen hinwegge¬
hende Kursabfolge nur bei wenigen Kursen für erforderlich hält und eine bestimmte Rei¬
henfolge der Kurse nichtfürzwingendnotwendig ansieht (ebd., S. 174). Die aus diesen Vor¬
aussetzungen entwickelten Prinzipien zur Reduzierung der StoffüUe bestehen in einer
Segmentierung von Wissensgebieten und einer Reduzierung von Wissen auf spezielle
Interessensgebiete-Maßnahmen, die die „TübingerBeschlüsse" nicht intendierten, da sie
ihrer Forderung, die Beziehungslosigkeit des Wissens zu überwinden, zuwiderlaufen.
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Die Orientierung desBildungsrats an denWissenschaften undden individueUen Schwer-
punktinteressen gibt keine Bezugspunkte mehr ab, um Kriterien zu entwickeln, welche die
Funktionen der gymnasialen Oberstufe gegenüber den Hochschulen abgrenzen — ein Pro¬
blem, dessen mangelnde Klärung sich sowohl auf individueller Ebene (den persönlichen
Bildungsgängen von der Schule bis zum Studium) als auch auf institutioneller Ebene (den
wechselseitigen Beziehungen zwischen Gymnasium und Hochschule) auswirken dürfte.
Der Bildungsrat verschleift in seinem Begriff „Wissenschaftsorientierang" u. a. zwei
sehr unterschiedüche Sachverhalte: die Wissenschaftspropädeutik als Aufgabe der Schule
(im Sinne einer Vorbereitung auf, aber nicht Vorwegnahme von Wissenschaft) und die
Einführung in wissenschaftüche Gebiete, Richtungen und Methoden als Aufgabe der
Wissenschaft. Aufgrund der Vorstellungen des Bildungsrats ist kein überzeugendes
Abgrenzungskriterium gegenüber den in die Kompetenz der Wissenschaften fallenden
Einführungen in ihre Gebiete und Methoden und den — diese Einführungen erst vorbe¬
reitenden - Aufgaben des Gymnasiums mehr erkennbar. Die Gefahr dieser mangelnden
Abgrenzung besteht in der Usurpation von den in die Kompetenz der Wissenschaften fal¬
lenden Aufgaben durch das Gymnasium einerseits und der Vernachlässigung der in die
Kompetenz des Gymnasiums faUenden Aufgaben einer, die wissenschaftsspezifischen
Einführungen erst ermögüchenden Grundlegung andererseits, womit die Voraussetzun¬
gen gegeben sind, daß sich Gymnasium und Hochschule gegenseitig die Schuld an ihrer
mangelnden Leistungsfähigkeit zuschieben. - Einem Historiker, dem Ironie in den sel¬
tensten FäUen schwerfäUt, drängt sich hier die Frage auf, ob, wenn schon der Rückgriff
Robinsohns auf den Barockbegriff „Curriculum" von BUdungspoütik und Wissenschaft
allgemein akzeptiert wüd, man nicht auch konsequenterweise Begriff und Sachverhalt des
„Gymnasium iUustre" wieder eüiführen soUte.
3.3.2. Schulausschuß der WESTDEUTSCHEN REKTORENKONFERENZ:
„Kriterien der Hochschulreife"
Die Westdeutsche Rektorenkonferenz, die im Unterschied zum Wissenschafts-
rat das Konzept einer „kyklischen Grundbüdung" vertritt, knüpft in ihrem zweiten Hoch¬
schulreifekatalog „Kriterien der Hochschulreife" (1969) an den „Tutzinger Katalog" an,
was — unabhängig vom Text — aus der Weise seiner Veröffentlichung hervorgeht. Der
WRK-Schulausschuß, der am 23724. 1. 1969 mit dem KMK-Schulausschuß und Ver¬
tretern des Wissenschaftsrats in einem VI. „Tutzmger Gespräch" in Münster seine
Vorstellungen diskutierte (Scheuerl 1969, S. 27), beauftragte auf seiner anschüeßenden
Sitzung seinen damaligen Vorsitzenden Hans Scheuerl damit, „die wichtigsten Punkte
... in seinen Vorbemerkungen noch einmal deutlich zu machen" (ErgebnisprotokoU der
28. Sitzung des Schulausschusses der WRK, S. 2). Die Veröffentlichung des Katalogs mit
einer Einführang von Scheuerl erfolgte in Heft 1 des Jahrgangs 1969 der „Zeitschrift
für Pädagogik". Ihr voran ging ein Aufsatz Wilhelm Flitners über „Die Hochschulreife
in der heutigen Situation" (ebd., S. 1-19).
Sowohl Scheuerl als auch Flitner heben die Kontinuität zwischen beiden Hochschulreifekatalogen
hervor und zeigen zugleich die Wandlungen des zweiten gegenüber dem ersten auf. Die Kontinuität
besteht im Festhalten an der kyklischen Grundbildung (ebd., S. 25), die „ein Minimum aUgemeiner
Studierfähigkeit" sichern und „sowohl möglichen Einseitigkeiten einer verfrühten Speziaüsierung
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als auch enzyklopädischer Auswucherung der Lehrstoffe vorbeugen soUe" (ebd., S. 23). Die Ver¬
änderungen gegenüber dem ersten Katalog Uegen in der Unterscheidung eines oberen und unteren
(minimalen) Anspruchsniveaus (ebd., S. 25, 28). Die „gehobenen Anforderungen" - die Bezeich¬
nung „Leistungsfach" wird vermieden - soUen sich auf zwei, höchstens drei Fächer erstrecken und
können sowohl aus den für die Grundanforderungen verbmdUchen Fächer „als auch aus dem Umkreis
weiterer, didaktisch noch zu entwickelnder und zu erprobender Gebiete" gewählt werden (ebd., S.
29), wobei einer der „gehobenen Anforderungen" entweder in einer Fremdsprache, in Mathematik
oder einer Naturwissenschaft erfüUt werden soU. Im Unterschied zum Bildungsrat, der ebenfaUs
Pflicht-, Wahlbereich und Leistungsdifferenzierungen vorschlägt, sie aber in einem Nebeneinander
relativ unverbunden läßt und mit den Leistungsschwerpunkten bereits die Entscheidung für künftige
Studiengebiete auf die Oberstufe vorverlagert, verbindet der WRK-Schulausschuß Grund- und ge¬
hobene Anforderungen dergestalt, daß die Grundanforderungen „sowohl für das Verständnis wissen¬
schaftlicher Zusammenhänge selbst als auch im Hinbück auf die verantwortüche Existenz derer er¬
forderlich [sind], die sich durch wissenschaftüche Studien auf öffenthch besonders bedeutsame Be¬
rufe und geseUschafthche Positionen vorbereiten" (ebd., S. 28); die „gehobenen Anforderungen"
werden auch als „fakultatives Zusatzangebot" (ebd., S. 28 f.) bezeichnet, woraus sowohl die Priorität
der Grundanforderungen als auch die Verankerungen der „gehobenen Anforderungen" in diesen
hervorgeht. Femer lehnt der WRK-Schulausschuß eine „dkekte Vorbereitung auf jeweüs spezieUe
Fachstudiengänge an den Hochschulen" durch die „gehobenen Anforderungen" ab, da er eine all¬
gemeine und keine studiengebietsbezogene Hochschulreife vertritt — Positionen, die denen des
Bildungsrats entgegengesetzt sind.
Mit den „gehobenen Anforderungen" entspricht die WRK Entwicklungen der vergange¬
nen Jahre zu stärkerer individueller Profilierung, größerer Aussagefähigkeit des Abitur¬
zeugnisses, Vereinheithchung der Gymnasialtypen, horizontaler Durchlässigkeit, inten¬
siverer und daher speziaüsierter Studienvorbereitung (ebd., S. 25,27). Obwohl durch die
gehobenen Anforderungen auf „wissenschaftliches Arbeiten intensiv vorbereitet werden"
soU (ebd., S. 28), sind sie dennoch nicht als Vorwegnahme der in die Kompetenz der Wis¬
senschaften faüenden Einführungen und Methoden zu verstehen. Sie bleiben an die Funk¬
tionen der Schule gebunden, weshalb die WRK auch von Ziel- und Inhaltsdefinitionen
absieht und lediglich durch „formale Rahmenforderungen wie intensiveres Eindringen
in etil spezieUes Interessengebiet', .gesteigertes Methodenbewußtsein', selbständige
studiennähere Arbeitsweise'... einen ersten Anhalt und Anstoß für neue didaktische Be¬
mühungen geben" wül (ebd., S. 29).
Für die Sicherung der Grundbildung schlägt die WRK drei je gleichgewichtige Aufgaben¬
felder vor: (1) sprachhches und Uterarisches, (2) mathematisches und naturwissenschaft¬
liches sowie (3) gesellschaftliches und geschichtüches Aufgabenfeld, wobei sie die Auf¬
gabenfelder als didaktische Strukturprinzipien, in denen „sich ,kategoriale', ,formale' und
.inhaltliche' Zielsetzungen wechselseitig durchdringen" (ebd., S. 31), versteht, d. h., in
einer gegenüber 1958/59 gewandelten Fachsprache Flitners Initiationen-Konzept neu
formuhert. Mit der Bezeichnung „Aufgabenfelder" bringt die WRK zum Ausdrack, daß
Lehrplanstrakturen nie von einem einheithchen Prinzip aus zu entwerfen sind, sondern
stets eine Mehrheit von Prinzipien zu berücksichtigen haben, weshalb sie ihre „Aufgaben¬
felder" selbst als „pragmatischen Kompromiß" zwischen den oben genannten didakti¬
schen Ordnungsprinzipien versteht (ebd., S. 25). — Ein Abschlußteil definiert — unter Be¬
rücksichtigung der Ergebnisse der gesamten Schulzeit — die Grundanforderungen für die
einzelnen Aufgabenfelder, wobei die Definition im wesentüchen nach den bestehenden
Fächern erfolgt.
Wie in FLITNERS Kanonkonzept und ün „Tutzinger Katalog" werden auch hier eine Zu¬
ordnung derAufgabenfelderzu Fächern, „wo sie sich nicht aus der Sache herausvon selbst
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nahelegt..., bewußt offengelassen, um neuen didaktischen Formen und Koordinations¬
möglichkeiten Raum zu geben" (ebd., S. 32). - Die Grundintention dieses Maturitäts¬
katalogs und seine Unterscheidung vom BiLDUNGSRAT-Konzept geht aus dem Text nur
dann hervor, wenn er auf die Intentionen des ersten Maturitätskatalogs zurückbezogen
wird, worauf die ihn emführenden Abhandlungen Scheuerls und Flitners auch verwei¬
sen. Danach kombinieren die „Kriterien der Hochschuüeife" „ein für alle Schulen ver¬
pflichtendes universeUes Lehrgefüge... mit einem System von Lehrgängen, die auf einem
höheren Niveau angeboten werden... Das universelle Angebot muß gegenwärtig bleiben,
aus dem die Interessenfixierung auf ein Schaffensgebiet hervorspringen kann, und es muß
in der ganzen Jugendepoche vorhanden bleiben, wenn eine reiche kultureUe und wissen¬
schaftüche Grundbildung erworben werden soU" (W. Flitner, ebd., S. 16,18).
4. Die „Bonner Vereinbarung" von 1972
Abschließend ist nochmals auf die „Bonner Vereinbarung" - den Endpunkt des hier nur
knapp umrissenen Zeitabschnitts — einzugehen, um sie aus den vorangegangenen Ent¬
wicklungen zu interpretieren, wobei sich die Interpretation nur auf drei Aspekte be¬
schränkt: (1) die ideengeschichtüche Situation der „Bonner Vereinbarung" gegenüber der
Saarbrücker, (2) dem mit der Tradition der Reformpraxis brechenden Reformansatz und
(3) die Strukturierungsprinzipien des Lehrkanons.
(1) Die geschichtlichen Abläufe zwischen der Saarbrücker und der „Bonner Verein¬
barung" schufen eine Veränderung der ideengeschichtUchen Situationen, und damit eine
Veränderang der Probleme selbst: Konnte die „Saarbrücker Vereinbarung" aufgrand des
allgemein anerkannten humanistisch-christtichen Wert- und Normensystems und des Vor-
herrschens der geisteswissenschaftlichen Pädagogik die Probleme „aUgemeine Hochschul¬
reife" und „Wissenschaftspropädeutik" noch primär als Frage nach dem humanistischen
Sinn der Hochschulreife ansehen und den pragmatischen Ablauf als eine sekundäre, bei¬
läufig zu regelnde Angelegenheit, so ist für die „Bonner Vereinbarung", bedingt durch
das zwischenzeitlich einsetzende rationale Denken im Planungs- und BUdungsbereich,
die Wissenschaftsorientiertheit und die Akzentuierung der individuellen Interessen,
„Hochschulreife" zugleich eine Frage nach ihren pragmatischen Regelungen.
War für die „Saarbrücker Vereinbarung" das Problem „Neuordnung der Inhalte und des
Fächerkanons" aufgrund des Bestehens einer allgemeinen Konvention über mögliche
Inhalte eine Frage der Neuauswahl innerhalb des Bereichs möghcher Inhalte und ihrer
Strukturierang, so wird es für die „Bonner Vereinbarung" aufgrand der zwischenzeit¬
lichen Aufkündigung dieser Konvention und der programmatischen Vorgaben durch
Robinsohns Curriculum-Modell zu einem Forschungsprogramm ersten Ranges, was für
die Kultusminister das Problem der Schaffung der organisatorischen Voraussetzungen für
seine Realisierung aufwirft.
Auch das Problem der „Regelung des Verhältnisses von gemeinsamer Grundbüdung
und individuellen Interessen" ist für beide Reformen verschieden. Für die „Saarbrücker
Vereinbarung", basierend auf dem geisteswissenschaftlichen Bildungsbegriff, war es die
Frage, wie die individueUen Interessen, deren Berücksichtigung sowohl für das Geüngen
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des Bildungsprozesses als auch für den Erfolg aller Bildungsbemühungen als unbedmgt
notwendig erachtet wurde, in den Rahmen emer - für den Büdungsprozeß ebenso not¬
wendigen - gemeinsamen Grundbüdung einzubringen seien, wobei die individuellen In¬
teressen stets auf den geistig-sittlichen Sinn des BUdungsbegriffs zurückbezogen wurden.
Für die „Bonner Vereinbarung" hingegen wird dieses Problem zur Frage, wie sie die neuen
Leitideen „Emanzipation", „Mündigkeit", „Rationalität", „Recht auf Chancengleich¬
heit", die eine individualistische Auflösung des Lehrangebots nahelegen, in eine Verbin¬
dung bringen könne mit jenem aUgemeinen Grundwissen und Können, das zur Reaüsie¬
rung der neuen Leitideen ebenfaUs erforderUch ist, und in eine Verbindung zur aUgemei¬
nen Hochschuüeife.
Unterschiedhch stellte sich auch das Problem „Reduzierung der StoffüUe": der „Saar¬
brücker Vereinbarung" als Frage, wie die bereits in der büdungstheoretischen Didaktik
entwickelten, Inhalte und formale Fähigkeiten des Schülers gleichermaßen berücksich¬
tigenden Prinzipien der Reduzierung der Stoffülle in die Alltagspraxis der Schulen über¬
führt werden können, der „Bonner Vereinbarang" hingegen als Frage nach der Repräsen¬
tanz von Inhalten und Gegenständen des Unterrichts für die neuen Leitideen „Emanzi¬
pation", „Mündigkeit", „Rationaütät", „Wissenschaftsorientiertheit"; d. h., die theore¬
tische Grundlegung, die für die „Saarbrücker Vereinbarung" bereits geleistet war, sollte
durch die „Bonner Vereinbarung" erst ermöglicht werden (und steht bis heute noch aus!).
Das letzte Problem, das „Verhältnis von gymnasialer und berufsbezogener BUdung",
konnte von der „Saarbrücker Vereinbarang" noch als Randproblem behandelt werden,
was für die „Bonner Vereinbarang" aufgrand der neuen Leitidee „Recht auf Chancen¬
gleichheit", den vorangegangenen Reformdiskussionen und insbesondere des Erschei¬
nens des „Strukturplans" nicht mehr möglich ist. Für sie wird das traditionelle Problem
„AUgemeinbUdung - Berufsbildung" durch seine Interpretation im Bezugsrahmen der
„Chancengleichheit" zu einem neuen. Darüber hinaus hat es Rückwirkungen auf die Sicht
bzw. Definition der übrigen Probleme.
(2) Auch der Bruch der „Bonner Vereinbarung" mit den traditionellen, die Änderung der
Organisation als letzten Schritt vollziehenden Reformansätzen, wird durch einen Ver¬
gleich derVerschiedenheit der Situation, in denen die beiden Oberstufenreformen standen,
erklärbar:
In der Vorbereitungsphase der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" wurden auf bildungs¬
theoretischer Ebene, basierend auf dem geisteswissenschaftlich-hermeneutischen Denk¬
ansatz, Lösungsmöglichkeiten für die einzelnen Probleme entwickelt und begründet, und
zwar durch Auslegung des geistig-sittlichen Bildungssinns. Dadurch konnten die Bedeu¬
tungen der Begriffe wie z. B. „Allgemeine Hochschulreife", „Wissenschaftspropädeutik",
„Grundbildung", „Exemplarische Stoffauswahl", „Konzentration des Unterrichts" usw.
inhaltüch und formal festgelegt werden. Die Änderung des organisatorischen Rahmens
war damit der letzte Schritt eines etwa zehnjährigen Reformprozesses. - Daß er sich teils
ün üinerwissenschaftUchen Bereich, teüs ün bUdungspoUtischen Beratungsgremium des
Deutschen Ausschusses, teils im Koordinationsgremium der „Tutzinger Gespräche"
vollzog und damit nur partiell, d. h. sofem VeröffentUchungen vorlagen und rezipiert wur¬
den, den in der Praxis handelnden Lehrem bekannt war, ist ein anderes Problem.
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Im Vergleich zur „Saarbrücker Vereinbarung" wurde die „Bonner Vereinbaung" unter
anderen Voraussetzungen geschlossen. Die in ihrer Vorbereitungsphase bzw. Vorge¬
schichte entwickelten Leitideen waren zum Zeitpunkt des Kultusministerbeschlusses 1972
noch zu neu, um bereits emen theoretischen Klärungsprozeß durchlaufen zu haben. (Was
bedeutet „Chancengleichheit"? Wie sind „Emanzipation" und „Mündigkeit" abzugren¬
zen gegenüber Rechtfertigungstechniken für schrankenloses Eigeninteresse?Wann schlägt
der freiheitUche Sinn von „Emanzipation" und „Mündigkeit" in neue Zwänge - Zwänge
zur Selbstbestimmung—um und hebt ihn damit auf? Welche Reduzierungen menschlichen
Verhaltens werden durch die Orientierang an „Rationaütät" vorgenommen? Was heißt
„Wissenschaftsorientierung" des Unterrichts?)
Vorhanden waren Reformprogramme, rationale Konstruktionen, deren Realisierbarkeit
auf z. T. noch nicht bestehenden Voraussetzungen (z. B. beim DEUTSCHEN BlLDUNGSRAT
auf der Entwicklung neuer Curricula, bei ROBINSOHN auf der Durchführbarkeit seines
curriculumtheoretischen Ansatzes) beruhten. Will man die Vorbereitungsphase der
„Bonner Vereinbarung" kurz und damit zugleich auch notwendig verkürzt kennzeichnen,
so kann man zusammenfassen: Sie bestand in der Entwicklung neuer Leitideen und Re¬
formprogrammatiken, deren Auswirkungen für die Praxis nicüt abschätzbar waren.
Wird zusätzhch die realgeschictitüche Situation der jahrelangen, intensiven, engagierten,
sowohl von poUtischen als auch außerpolitischen Gruppierungen und Einzelpersonen ge¬
führten Reformdiskussionen, -planungen und Schulversuche hinzugenommen, dann wird
erklärbar, daß die KMK unter Entscheidungsdruck stand und die Klärung der für ihre
Reform erforderüchen Sachfragen nicht abwarten konnte, so daß sie die traditionelle
Praxis der Reformansätze umkehrte, indem sie die Orgamsation zur Voraussetzung der
Klärung von Sachfragen machte und damit die Wissenschaften und die Schulpraxis vor
völhg neue Situationen steUte; über die unmittelbar praktischen Folgen für die Schüler ist
hier nicht zu reden.
(3) Die „Bonner Vereinbarung" nennt drei Strukturierungsprinzipien für das Lehrange¬
bot: Fächer - Aufgabenfelder - Kurse, läßt aber, wie die Analyse des Textes ergab (vgl.
oben Kap. 1.2.3.), das Verhältnis zwischen ihnen offen. Es bleibt nun zu fragen, welche
Erklärungen dafür aus den geschichtlichen Entwicklungen gegeben werden können:
Grundsätzlich ist damit ein Problem angesprochen, das bereits in der Vorgeschichte der
„Saarbrücker Rahmenvereinbarung" auftrat (vgl. oben Kap. 2.2.3.) und selbst unter den
Voraussetzungen einer geisteswissenschaftlichen BUdungstheorie nicht gelöst werden
konnte, und das, obwohl die für Strakturierangen des Lehrangebots erforderlichen
Grundbegriffe „allgemeine Hochschuüeife", „Wissenschaftspropädeutik", „Grundbü¬
dung" sowohl inhaltlich als auch formal bestimmt waren und daraus aUgemeine Struktu¬
rierungsprinzipien des Lehrangebots hermeneutisch entwickelt wurden.
Dieses bereits unter damaligen Bedingungen nicht lösbare Probleme verschärfte sich in
der Situation der „Bonner Vereinbarang" durch mindestens zwei Gegebenheiten: Erstem
waren die für die Strukturierung des Lehrangebots erforderlichen Grundbegriffe - und
damit auch die Sachverhalte, die sie bezeichneten—nicht geklärt. So hatten z. B. „Wissen¬
schaftspropädeutik" und „Grundbüdung" beim Bildungsrat eine andere Bedeutung als
beim Schulausschuß der WRK. Zweitem war der Begriff „Schulfach", seine Aufgaben und
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Ziele, seine Beziehungen zu einzelnen Wissenschaften oder praktischen Bereichen späte¬
stens seit Robinsohns Curriculum-Modell fragwürdig geworden und sollte erst ün Rah¬
men einer Revision und Neuentwicklung der Curricula neu definiert werden, so daß auch
der Begriff „Fach" für die „Bonner Vereinbarung" Undefiniert büeb. Indem die KMK, in
Konsequenz ihres Reformansatzes, durch Änderung der Organisation die Voraussetzun¬
gen für die Klärung von Sachfragen zu schaffen, den bisherigen Fächerkanon im Wahlbe¬
reich zur Aufnahme neuer „Fächer" freigibt, gab sie der Klärung von Sachfragen ein nicht
definiertes Strukturierungsprinzip des Lehrangebots vor.
Die beiden übrigen Strukturierungsprinzipien „Aufgabenfelder" und „Kurse" übernahm
die KMK aus den Reformvorschlägen der WRK (Aufgabenfelder) und des Bildungs-
rats (Kurse). Damit integrierte sie von unterschiedlichen Voraussetzungen ausgehende
und einander widersprechende Teile von Reformvorschlägen: den an der aUgemeinen
Hochschuüeife festhaltenden Vorschlag der WRK und den eine studienbezogene Hoch¬
schulreife vertretenden und eine Integration von gymnasialem und berufsbezogenem BU¬
dungswesen anstrebenden Vorschlag des Bildungsrats. Mit der WRK hält die KMK an
der allgemeinen Hochschulreife fest und übernimmt von ihr die Strukturierung des Lehr¬
angebots der gymnasialen Oberstufe in Aufgabenfelder und die Leistungsdifferenzierung.
Die für eine sinnvolle Durchführung dieses Konzepts erforderüche Verankerung der indi¬
vidueUen Differenzierung in einer die einzelnen Wissensinhalte und Gebiete verbindenden
Grandbildung gibt sie zugunsten der vom BlLDUNGSRAT vorgeschlagenen Segmentierung
von Wissensgebieten zu Kursen auf, indem sie den Aufgabenfeldern Kurse zuordnet - ein
Verfahren, das zwar bildungspolitisch in der Berücksichtigung der Integrationsvorstel¬
lungen des Bildungsrats begründet, jedoch der Praxis, die die Neustrukturierang des
Lehrangebots zu vollziehen hat, wenig hilfreich war. Denn durch die Zusammenfügung
der beiden Strukturierungsprinzipien „Aufgabenfeld" und „Kurs" zu einer Einheit wird
verdeckt, daß beide aus verschiedenen Denkansätzen entwickelt wurden. Stellt man näm¬
üch das „Aufgabenfeld" in seinen Zusammenhang mit dem „Tutzmger Maturitätskatalog"
und sieht es infolgedessen als eine Neuformulierung der FLiTNERschen „Einführungen in
grundlegende Bereiche und Verfahrensweisen menschüchen Geistes" an, dann werden in
üim didaktische Aufgaben formuliert und gebündelt, d. h., es ist das Ergebnis didaktischer
Reflexionen, in denen der Begriff „kyklische Grandbildung" hermeneutisch auf die Lehr¬
planstruktur der gymnasialen Oberstufe ausgelegt wird, und zwar in der ausdrücklichen
Absicht, die Beziehungslosigkeit reinen Faktenwissens zu überwinden. Das „Aufgaben¬
feld" hebt ebensowenig wie Flitners „Einführungen" die Fächer auf- das Verhältnis zu
ihnen bleibt offen —, es sprengt ledigüch die Fächergrenzen unter dem didaktischen Aspekt
ähnlicher oder gemeinsamer Aufgaben einzelner Fächergrappen. Im Unterschied zum
„Aufgabenfeld" entstammt der Begriff „Kurs", so wie er in der „Bonner Vereinbarung"
verwendet wird, dem rationalen Denkansatz curriculumtheoretischer Diskussionen. In
den „Strukturplan" des Bildungsrats, der eine an den Anforderungen der Wissenschaf¬
ten und den individueUen Interessen orientierte Schwerpunktbildung vertrat, wurde der
„Kurs" als das rational begründbareStrukturierungsprinzip aufgenommen. Dadie „Kurse"
für den BlLDUNGSRAT in sich abgeschlossene curriculare Einheiten sind, widerspricht
ihre Zuordnung zu den „Aufgabenfeldern" zumindest emer didaktischen Funktion dieses
Strukturierungsprinzips: die Beziehungslosigkeit des Einzelwissens zu überwinden. Indem
die Kultusminister den Aufgabenfeldern Kurse zuordneten, setzten sie die Aufgaben-
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felder der Fehlinterpretation aus, sie seien analog den Kursen rational begründbare Ein¬
heiten.
Wie jede Reform, so schuf auch die „Bonner Vereinbarung" nicht beabsichtigte neue Pro¬
bleme, von denen hier abschüeßend nur zwei, in den Strukturierungsprinzipien des Lehr¬
angebots bzw. des Lehrplans der gymnasialen Oberstufe gründende, erwähnt werden
sollen:
(1) Die Bindung der Kurse an Aufgabenfelder - unter Überspringen des „Fachs" als
Struktureinheit — und die damit einhergehenden Wahlmögüchkeiten der Schüler (vgl.
oben Kap. 1.2.3.) brachten als zeitlich erstes Problem den Kultusministem die Frage nach
der Vergleichbarkeit der Abiturnoten, das sie durch ein Beschlußwerk von Vereinba¬
rungen über einheitüche Prüfungsanforderungen und Normenbücher — nicht sehr glück-
Uch (vgl. A. Flttner/Lenzen 1977) -zu lösen versuchten. Was hier infolge des „Numerus
clausus-Urteils" des Bundesverfassungsgerichts vom 18.7.1972 unter den Gesichtspunkt
der Vergleichbarkeit von Abiturnoten gebracht wurde, läßt sich—bindet man die „Bonner
Vereinbarang" in einen Zusammenhangmit der „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" und
deren büdungstheoretischen Grundlegungen ein—auch zu dem Problem des Verlusts einer
gemeinsamen Wissensbasis bei der nachwachsenden Generation umformulieren. Auch
wer W. Flitners sozialen und politischen Aspekt bei seiner Begründung der „gemein¬
samen Grundbildung" — das HersteUen einer gemeinsamen Basis des Wissens und der
ethischen EinsteUungen als Voraussetzungen für politisches und soziales Handeln (vgl.
oben Kap. 2.2.2.) — nicht mehr für akzeptierbar hält, soUte sich dennoch fragen, wie eines
der wemgen Ziele, die die „Bonner Verembarung" nennt: die Befähigung zur aUgemeinen
Kommunikation (Bs. 1972,1. 2.3), erreicht werden soU, wenn weder ein gemeinsamer
Wissens- noch ein gemeinsamer Normenstand vermittelt werden (worüber und über
welche Gegenstände soll man kommunizieren?).
(2) Das zweite, ebenfalls mit der Lehrplanstrukturierang zusammenhängende Problem
betrifft die wissenschaftspropädeutische Funktion der gymnasialen Oberstufe. Durch die
Strakturierang des Lehrangebots in „Aufgabenfelder" und „Kurse" und der vom BlL-
dungsrat eingebrachten Funktion der Kurse, ermöglichte die „Bonner Vereinbarang"
Entwicklungen, die zu einer weitgehend in das Belieben der Schüler gestellten Wahlfrei¬
heit, einer einseitigen Spezialisierung, einer mangelnden Kontinuität des Wissens und
einer falschen Verwissenschaftlichung führten. Diese Entwicklungen kritisierte die West¬
deutsche Rektorenkonferenz 1977 in ihren „Thesen zur Weiterentwicklung der neu¬
gestalteten gymnasialen Oberstufe" (WRK: Arbeitsbericht 1977, S. 193-197). Als einen
der Vermittlung der erforderlichen Studienvoraussetzungen abträglichen Grund nannte
sie die Vermengung ihres in den „Kriterien der Hochschulreife" entwickelten Konzepts
mit dem des Bildungsrats und forderte die Rückkehr zu einer breiteren Grundbüdung.
Die KMK, die einen Monat vor den „Thesen" der WRK - am 273. Juni 1977 einen Be¬
schluß über die „Einheitliche Durchführung der Vereinbarung zur Neugestaltung der
gymnasialen Oberstufe" verabschiedet hatte, erklärte anläßlich ihrer 183. Plenarsitzung
am 15./16. September 1977, „in Anknüpfung an die Tradition der „Tutzinger Gespräche"
in einem längerfristigen Erfahrungsaustausch mit der Westdeutschen Rektorenkon¬
ferenz bei der inhaltlichen Gestaltung der neugestalteten gymnasialen Oberstufe zu¬
sammenzuwirken" (KMK: Pressemitteilungen). Am 2. 12. 1977 verabschiedete sie die
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„Empfehlungen zur Arbeit in der gymnasialen Oberstufe", die versuchten, wesentliche,
u. a. durch das Konzept des Beldungsrats eingebrachte Entwicklungen und Mißver¬
ständnisse dahingehend zu korrigieren, daß sie als spezieUe Aufgabe der gymnasialen
Oberstufe die Vermittlung emer wissenschaftspropädeutischen Grundbüdung heraus-
steUten (Bs. 1977,1.1.2). - Unabhängig davon, daß der Entwurf zu diesem Beschluß von
einem Ausschuß unter Vorsitz des nordrhein-westfähschen Ministerialdirigenten Holz¬
apfel verfaßt wurde (Kästner 1978, S. 515), der bereits am III. „Tutzmger Gespräch"
(Scheuerl 1962, S. 171) teügenommen hatte und somit die damatig anerkannte ExpUka-
tion des Begriffs und Sachverhalts „wissenschaftspropädeutische Grundbildung" kannte,
bleibt, da elf Kultusminister diesem Entwurf zustimmten, die Frage offen: Ist ohne eine,
die gegenwärtigen wissenschafthchen Entwicklungen und büdungspoütischen Vorstel¬
lungen berücksichtigende, inhaltliche und formale Bestimmung des Begriffs und Sachver¬
halts „gemeinsame Grundbüdung" eine Reform der gymnasialen Oberstufe mögüch?
Sieht man, da die Oberstufenreform der Nachkriegszeit bildungstheoretisch ihren Aus¬
gang bei der Bestimmung dieses Begriffs nahm, auf die damals von Wilhelm Flitner
gegebenen Begründungen, dann bleibt ungeachtet aller Wissenschafts- und Ideologiekritik
an ihnen die betroffene Frage: Sind auf einem ethischen Fundament gründende pädago¬
gische Theorien heute der Gesellschaft und ihren Poütikem nicht mehr zumutbar?
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